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Für Edith, Tanja,


Lara und Lennart





Vorwort


des Herausgebers


Am 3. Februar 2021 um 14.23 Uhr schrieb ich eine Mail an Ulrich Frey. In ihr hieß es: „Ich hätte Freude daran, mit dir zu deinem 85. Geburtstag im kommenden Jahr einen Band mit Texten von dir zu veröffentlichen. Er könnte sicherlich in der edition pace unseres Institutes für Friedenstheologie erscheinen. Wichtige Texte von dir sind ja bisher, soweit ich es sehe, sehr verstreut im Netz zu finden. Was denkst du dazu?“


Knapp zwei Stunden später, um 16.21 Uhr antwortete Ulrich. In der Mail heißt es: „In den Jahren meiner Friedensarbeit in der AGDF, Kirchen und Gruppen haben sich in der Tat viele Texte angesammelt. Ich habe sie alle aufgelistet und digital gespeichert. Einige hatten eine vorzeigbare Kritik. … Die Idee, daraus ein Buch zu machen, ist berückend. Dank für Deine gute Idee! Wie würde denn die Realisierung aussehen?“


Und dann begannen wir zu arbeiten: Texte zu lesen, Vorschläge zu bedenken und das Buch zu strukturieren. Es sollte fertig werden bis zum 85. Geburtstag von Ulrich Frey am 3. Juni 2022. Und wir fanden – angesichts unser beider mangelnden Computerkenntnisse – einen unverzichtbaren Mitarbeiter: Peter Bürger. Er hat inmitten seiner Arbeiten zum Projekt „Kirche & Weltkrieg“ sich die Zeit genommen, den Satz für den Druck zu gestalten. Dafür ein herzliches Dankeschön! Weiter danken wir dem Ökumene-Referat im Landeskirchenamt der EKiR, das uns einen Druckkostenzuschuss gewährte. Dank gebührt noch einmal Peter Bürger und Thomas Nauerth, die der Aufnahme des Bandes in die – in Kooperation mit dem Ökumenischen Institut für Friedenstheologie herausgegebene – edition pace zustimmten. Und last but not least: Ein herzliches Dankeschön Antje Heider-Rottwilm, deren so gelungene Rede zu Ulrich Freys 80. Geburtstag wir als Einleitung dieses Bandes abdrucken durften.




Die Beiträge dieses Buches dokumentieren ein Stück Zeitgeschichte unter dem Blickwinkel der Entwicklung von Friedensarbeit unter den Überschriften der drei Teile des Buches, die zugleich Stichworte der vielfältigen Arbeitskontexte von Ulrich Frey anzeigen:





I. Friedenstheologie, Friedensethik, Ökumene, Konziliarer Prozess,


II. Friedens- und Freiwilligendienst,


III. Friedensbewegung und Friedenspolitik.


Doch sind die Texte zugleich mehr als zeitgeschichtliche Dokumente. Sie implizieren die Weisung, Ermutigung und die Freude daran, genau hinzusehen und Formen neuer Friedenspolitik wie zivilgesellschaftlichen Engagements für den Frieden zu entwickeln, weil nicht lediglich die Friedensarbeit und Friedensbereitschaft sowie das Engagement für Gewaltfreiheit weitergeht, sondern in deutlich größerem Ausmaß immer noch die oftmals wieder selbstverständlich werdende Militarisierung der Außenpolitik nicht nur der USA, Chinas oder Russlands, sondern ebenso der Europäischen Union, die sehr konsequent in den letzten Jahren militärische Aufrüstungsprojekte fördert.


Experimentelles Denken und Phantasie sind gefragt, wenn Frieden werden soll – und politisches ‚Bohren dicker Bretter‘. Auch dafür steht das zu Beginn dieses Vorworts abgebildete Denkmal, das der Künstler Ulrich Rückriem zum politischen Gedenkstein werden ließ: „Spannungsvoll, wie von einem Magneten in der Schwebe gehalten, stehen die Gesteinskeile in ihrer blockhaften Schwere einander gegenüber. Die beiden keilförmigen Steinrohlinge sind jeweils in vier Teile gespalten. Ursprünglich als Werk ohne Titel konzipiert, gab der Künstler nach seiner begeisterten Teilnahme an der Demonstration für Frieden am 10.10.1981 in Bonn der Skulptur das Datum dieses Tages als Titel. Das Werk wurde so zum politischen Gedenkstein.“


Die von Ulrich Frey und Volkmar Deile mit vielen anderen organisierte und verantwortete Demonstration – daran werden alle, die dabei waren, sich erinnern: – war getragen von der Freude und der Leichtigkeit der Gewissheit, dass Frieden werden kann – entgegen allen Rüstungswahnsinns in West und Ost. Davon sind wir heute weiter entfernt als damals. Das Manuskript dieses Buches wurde am 31. Dezember 2021 abgeschlossen – in Wahrnehmung der aktuellen Konflikte, die am 24. Februar 2022 zu einem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg der Russischen Föderation gegen die Ukraine eskalierten, den ich gemeinsam mit Ulrich Frey scharf verurteile. Dieser Krieg hat in ganz Europa und weltweit einschließlich der christlichen Kirchen nicht lediglich militärische, sondern ebenso friedenstheologische, friedensethische und friedenspolitische Reaktionen ausgelöst. Die Texte dieses Buches geben Hinweise darauf, wie Friedensarbeit künftig konzeptionell und politisch-praktisch gestaltet werden kann. Nicht von ungefähr lautet der Titel des letzten Textes von Ulrich Frey in diesem Band: „Eine neue Entspannungspolitik? Neue Ansätze sind nötig! Ein Überblick“.


Dennoch dranzubleiben am Thema – das war eine der Grundkonstanten im Leben Ulrich Freys. Hilde Domin nannte sich einmal eine „Dennoch-Frau“:




„und doch, wenn du lange gegangen bist,





bleibt das Wunder nicht aus,


weil das Wunder immer geschieht,


und weil wir ohne die Gnade


nicht leben können …“


In diesem Sinne ist Ulrich Frey ein „Dennoch-Mann“.


Sein „Dennoch“, so lese ich seine Texte, ist getragen von einer nahezu unerschütterlichen Liebe zu den Menschen und seinem Glauben an die Verheißungen der Bibel, „dass das aufgehende Licht aus der Höhe erscheine denen, die sitzen in Finsternis und im Schatten des Todes, und richte unsere Füße auf den Weg des Friedens“ (Lukas 1, 79, zitierend Jesaja 9, 1). Das Wunder geschieht immer. Doch es wahrzunehmen und sich von der Gewissheit dieser Wahrnehmung getragen zu wissen – vielleicht ist das auch eine Umschreibung von Glauben.


Von Peter Kuznic stammen zwei Sätze, mit denen ich dieses Vorwort und diese minimalistische Laudatio auf den Jubilar schließen möchte: „Hoffnung ist die Fähigkeit, die Musik der Zukunft zu hören. Glaube ist der Mut, in der Gegenwart danach zu tanzen.“ Ulrich Frey ist ein großer Tänzer.


Im Januar/Februar 2022


Gottfried Orth
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Ulrich Frey im Jahr 2007








‚Der Gerechtigkeit Frucht wird Friede sein‘ (Jes 32,17)


Ulrich Frey – Friedensarbeiter und Zeitzeuge1


(Zum 80. Geburtstag 2017)


Antje Heider-Rottwilm




Lieber Ulrich, liebe Gäste,





ich habe heute die große Freude, mit einigen Gedanken zu dieser Würdigung von Ulrich Frey beizutragen. Meine Gedanken beziehen sich auf den Friedensarbeiter und Zeitzeugen Ulrich Frey. Seit mehr als 60 Jahren sind das, so bin ich überzeugt, entscheidende Aspekte seines Lebens.


Und ich habe das Privileg, auf diese mehr als 60 Jahre zu schauen mit meinem Blick, auf das, was mir besonders wichtig ist. Das ist zwar subjektiv und eklektizistisch – aber voller Freude über die Annäherung, Begegnung und mit Wertschätzung mache ich mich auf die biographische und zeitgeschichtliche Spurensuche.


Ja, Ulrich auf Deine Spuren habe ich mich in den letzten Wochen begeben, habe mit vielen Menschen gesprochen, denen du wichtig warst und weiterhin bist, habe viele grundlegende, kluge Texte von Dir gelesen, alte und neue, habe mich an viele Begegnungen und gemeinsame Projekte erinnert – und damit hast Du auch mir die Chance gegeben, zurückzuschauen, wehmütig, melancholisch, manchmal auch zornig.


Als biblische Ermutigung habe ich Jesaja 32, Vers 17 ausgewählt. ‚Der Gerechtigkeit Frucht wird Friede sein‘. Es ist ein spirituelles und ein poetisches Bild, voller Hoffnung auf Zukunft, aber auch unerbittlich darin, dass es zunächst um die Überwindung der herrschenden Ungerechtigkeit geht. Kein Friede ohne Gerechtigkeit – eine uralte Weisheit, die wir immer wieder in ihren Tiefendimensionen und dem jeweils konkreten Bedeutungsspektrum klären müssen und im Laufe des Konziliaren Prozesses erarbeitet haben.


Vers 17 steht in einem bemerkenswerten Kontext:


„… bis über uns ausgegossen wird der Geist Gottes aus der Höhe. Und das Recht wird in der Wüste wohnen und Gerechtigkeit auf dem Acker hausen, und der Gerechtigkeit Frucht wird Friede sein, und der Gerechtigkeit Nutzen wird ewige Stille und Sicherheit sein, daß mein Volk in Häusern des Friedens wohnen wird, in sicheren Wohnungen und in stolzer Ruhe (sorglosen Ruhestätten, so sagt es die Bibel in Gerechter Sprache) …“


EIN ERSTER BLICK ZURÜCK.


THEMA: NACHKRIEGSDEUTSCHLAND – EIN BLICK


INS RHEINLAND, NACH RÖMLINGHOVEN


Ich bin nicht autorisiert, über die Geschichte der AGDF zu sprechen, aber dass meine Kommunität, der Laurentiuskonvent, mit dieser Geschichte und damit mit Dir, Ulrich, und Deinem Weg als junger Friedensarbeiter verwoben ist, dem bin ich gerne nachgegangen:


Der junge Ulrich Frey studierte Jura, gehörte zum Jugendgemeinschaftsdienst – und besuchte u. a. in Hamburg eine Soziologievorlesung. Dort begegnete er Wolfgang Kelm, dem jungen Pfarrer, der gerade an der Missionsakademie lernte. Wolfgang gründete 1959 zusammen mit Wilfried Warneck und einer kleinen Gruppe von Menschen, die nach verbindlichen Formen gemeinsamen, christlichen Lebens suchten, den Laurentiuskonvent, zunächst gingen sie nach Falkenburg, um dort mit strafentlassenen Jugendlichen zu arbeiten.


Über Wolfgang kam Ulrich in Kontakt mit dem Konvent und fuhr – als erfahrener Teilnehmer von workcamps von Jugendzeit an – von August bis November 1964 unter der Überschrift Freiwilligendienst des Laurentiuskonvents in Dabou (Elfenbeinküste) mit fünf Männern unter Leitung von Peter Sohr nach Afrika.


Ich habe euer ausführliches Tagebuch mit dem Titel „Freiwilligendienst des Laurentiuskonventes in Dabou/Elfenbeinküste“ gelesen. Es geht um den Bau eines Schwesternwohnheimes für das Säuglingsheim der evangelisch-methodistischen Kirche der Elfenbeinküste, ‚la Pouponnière‘. Ihr habt hart gearbeitet: Fundamente gebaut, Ziegel hergestellt, verschalen, aber es gab auch besondere Ereignisse – Lebendige Gottesdienste, Tanzen zu allen möglichen Anlässen – ob Beerdigungen oder Feste, gastfreundliche Mahlzeiten. Friedensarbeit vor Ort, um die Lebensbedingungen der Menschen zu verbessern, sie zu stärken, ein Stück Gerechtigkeit. Es gab enge Verbindungen zu den Brüdern von Taizé. Zur Abwechslung heißt Ulrich Paul, weil es noch einen zweiten Ulrich gibt.


Im Herbst 1965 mietete der Laurentiuskonvent den Malteserhof in Römlinghoven bei Königswinter. Dort konnten sich die Fördergemeinschaft Kinder in Not, Eirene – Internationaler Friedensdienst, Eirene – Studies and Liaison (später Church and Peace), der Weltfriedensdienst und die Arbeitsgemeinschaft Privater Entwicklungsdienste mit ihren Büros und Teams beheimaten. Auch die Geschäftsstelle der AGDF wurde Mitte 1971 von Bückeburg auf den Malteserhof verlegt – bis 1981 blieb sie dort. Ulrich Frey schreibt im Rückblick: „Entscheidend für den Umzug aber war die Attraktivität der ökumenischen Hausgemeinschaft, bestehend aus dem evangelischen Laurentiuskonvent und der katholischen Benedictuszelle. Auf dem Malteserhof wurde die für den Freiwilligendienst so wichtige „kommunitäre Deckung“ im Spirituellen und im Miteinander des täglichen Lebens von Mitgliedern der Kommunität des Laurentiuskonvents und der Benedictuszelle (bis 1971), ökumenischen Gästen und Freiwilligen aus allerlei Ländern gelebt. Schlüsselworte des Lebens und Arbeitens auf dem Malteserhof waren Gruppe, Dienst, und Feier.“2


‚In Häusern des Friedens wohnen‘ – das war und ist eine Vision des Lukas.


Zunächst arbeitete Ulrich Frey aber im Rahmen seines Referendariats unter anderem anderthalb Jahre auf dem Malteserhof, Anstellungsträger war die ‚Fördergemeinschaft Kinder in Not‘ – er war durchaus nicht immer zufrieden mit den Aufträgen, die er bekam, er forderte Sinnhafteres als ‚Gelegenheitsarbeiten‘.


Die Begegnung mit Wolfgang Kelm, der inzwischen auch auf dem Malteserhof lebte, führte dazu, dass Wolfgang 1967 Ulrich Frey und Edith Berg traute; ein evangelisch-katholisches Paar, in einer selbstkomponierten ökumenischen Trauung, vor 50 Jahren – herzlichen Glückwunsch!


1970 – 1972 arbeitete Ulrich Frey zunächst als Geschäftsführer von Eirene, zusammen mit Paul Gentner.


In dieser Zeit moderierte er die Eirene Studies Group. Der ÖRK hatte 1968 in Uppsala, herausgefordert durch die Ermordung von M. L. King, einen Studienprozess zu Gewaltfreiheit initiiert. Da ging es um die Frage der Gewaltfreiheit, auch um das Konzept der Friedenskirchen, ihr Verständnis von Gemeinde als Zelle einer befreiten Gesellschaft in der Nachfolge Jesu – und um die Auseinandersetzung mit den Befreiungsbewegungen in der 3. Welt.


Eine Europäische Jugendkonferenz bei den Mennoniten auf dem Bienenberg/Schweiz im Jahre 1969 war gut besucht und ein voller Erfolg. Junge Menschen waren auf der Suche nach Alternativen zu Resignation oder Gewalt, die Studentenbewegung war ein Ausdruck dieses Suchens. Enttäuschend war, dass es nicht genug Ressourcen gab, um diese Initiative fortzusetzen.


Und es gab nur wenige Orte, an denen sich Gemeinden als Gemeinschaften bildeten.


EIN ZWEITER BLICK ZURÜCK:


AUF DIE ZEIT MIT DER AGDF


Die Entstehung der AGDF ist der vernünftige, dringend notwendige Schritt von vielen kleinen, meist ehrenamtlich, auch hauptamtlich, zumeist armen, hoch engagiert arbeitenden Friedensarbeitern. Und meistens waren es Männer, zumindest in den Hauptrollen. Die Rolle der Frauen verdiente es, eigens geschrieben zu werden …


Die AGDF wurde 1968 in Frankfurt gegründet, am 14.4.1969 ins Vereinsregister eingetragen. Auch die Kommunitären vom Malteserhof waren Gründungsmitglieder: Wolfgang v. Eichborn für die Aktion Sühnezeichen Friedensdienste (ASF), Wilfried Warneck für Eirene und den Weltfriedensdienst, Wolfgang Kelm für die Ökumenische Fördergemeinschaft – Kinder in Not. Die ehrenamtliche Geschäftsführung übernahm Wolfgang von Eichborn.


Am 1.4.1972 übernahm dann Ulrich Frey die Geschäftsführung.


Wie ich von Beteiligten hörte, waren die Vorstandssitzungen zu Beginn immer etwas asketisch bzw. dürftig – das präzise, effektive Arbeiten stand im Mittelpunkt, es ging um heftige Grundsatzdiskussionen, da war egal, ob es einigermaßen vernünftige Bestecke beim Essen gab.


Uli Freys klares Denken, sein strukturiertes Arbeiten, sein verbindliches, zuverlässiges Agieren waren hilfreich, denn es ging immer um die Gestaltung von Auseinandersetzungen, Strategien, Inhalten, Vorlagen. Es ging darum, zu gesellschaftlich hoch kontroversen Themen zu informieren, zu vernetzen, zu verhandeln, zu verändern, aufzubauen – eine ungeheure Herausforderung und ein ungeheures Arbeitspensum!


Eine Insiderin beschreibt Ulrich Frey entsprechend als pflichtbewussten, unermüdlichen Arbeiter. Trotzdem sei er immer gleich temperiert, allen gegenüber korrekt gewesen – und habe meistens die Protokolle selbst geschrieben.


Emotionen seien ihm trotz aller emotional hochbesetzten Themen meistens nicht anzumerken gewesen, bis auf wenige Situationen.


Und dass er als Jurist die Entwürfe für die Gesetze, für die er kämpfte, gleich vorbereitet mitbrachte, sei in den Behörden nicht nur willkommen gewesen …


Eine Geschichte aus einer Sitzung der Plattform ziviler Konfliktbearbeitung: Ulrich Frey soll einen TOP einführen, kommt zu spät zur Sitzung, weil der Zug Verspätung hat. Mitfühlend heißt es: ‚Uli, komm erst mal an‘ – Uli daraufhin: ‚Ich gehöre nicht zu der Generation, die erst mal ankommen muss‘. Ulrich Frey, der Friedensarbeiter!


Aber an einem Abend in der Woche war – und ist? – Auszeit! Tanzen! Und im Urlaub, hörte ich: Klettern in Bad Hofgastein.


Und Ulrich Frey, der Zeitzeuge, schrieb 2006:




„Beide deutsche Staaten, die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik, waren ab 1954 mit begrenzter Souveränität fest in die konkurrierenden Militärbündnisse der Supermächte USA und Sowjetunion, die NATO und die Warschauer Vertragsorganisation, eingebunden.


In der Bundesrepublik lösten die Aufstellung der Bundeswehr ab 1954, ihre Aufrüstung und vor allem ihre mögliche Teilhabe an der atomaren Bewaffnung der NATO eine heftige innenpolitische Kontroverse aus. Sie spitzte sich in der Frage zu, die besonders die Militärseelsorge anging: Ist der Einsatz von atomaren Waffen vor dem Gewissen des Soldaten friedensethisch zu vertreten?


Auf Anregung von Militärbischof D. Hermann Kunst wurde 1957 eine unabhängige wissenschaftliche Kommission seitens der Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft (FEST) eingesetzt, die 1959 die ‚Heidelberger Thesen‘ zur Frage gegensätzlicher Gewissensentscheidungen zum Dasein von Atomwaffen verabschiedete … Sie setzen mit einer allgemein gültigen Aussage der Vernunft (nicht der Theologie!) zum Überleben der Menschheit ein – ‚Der Weltfrieden wird zur Lebensbedingung des technischen Zeitalters.‘ (These 1) –, betonen die Notwendigkeit, den Krieg abzuschaffen (These 3), und führen dann die Komplementaritätsformel ein:


‚Wir müssen versuchen, die verschiedenen im Dilemma der Atomwaffen getroffenen Gewissensentscheidungen als komplementäres Handeln zu verstehen.‘ (These 6) und ‚Die Kirche muss den Versuch, durch das Dasein von Atomwaffen einen Frieden in Freiheit zu sichern, als eine heute noch mögliche christliche Handlungsweise anerkennen.‘ (These 8) …“





Später schreibt er:




„Gegen den ‚Friedensdienst mit und ohne Waffen‘ arbeiteten Kriegsdienstverweigerer und ihre Unterstützer in den verfassten Kirchen sowie die christlich motivierten Friedensdienste durch Einrichtung von sozialen Lern- und Friedensdiensten und Entwicklungsdiensten sowie der Initiative ‚Ohne Rüstung leben‘ als Folge des Aufrufes der Vollversammlung des ÖRK in Nairobi 1975 an die Kirchen, ‚ihre Bereitschaft (zu) betonen, ohne den Schutz von Waffen zu leben und bedeutsame Initiativen (zu) ergreifen, um auf eine wirksame Abrüstung zu drängen.‘ (Zit. nach Huber & Reuter, 1990, S. 165.) – Die Friedensbewegung trug durch ihren Widerstand gegen die Nachrüstung erheblich zur Überwindung des Denkens und politischen Agierens in den Kategorien des Antikommunismus und der Abschreckung bei. Sie unterstützte die Entspannungspolitik der KSZE und einer ‚gemeinsamen Sicherheit‘. Zusammen mit den Bewegungen in den Niederlanden und in anderen europäischen Ländern vertrat sie im Rahmen eines gradualistischen Verständnisses von Abrüstung die Forderung, einseitige Abrüstungsschritte zu gehen.“3





Damit komme ich zu den Ereignissen, in denen die Hoffnung auf Gerechtigkeit und Frieden vieler Menschen in Deutschland, in den Niederlanden, in Europa insgesamt, in Amerika und weltweit sichtbar und hörbar wurden: Die großen Demonstrationen der Friedensbewegung.


Ulrich Frey hat zusammen mit Volkmar Deile, dem damaligen Geschäftsführer von Aktion Sühnezeichen, wesentlich dazu beigetragen, dass die Demonstrationen stattfanden und dass eine ermutigende Kraft von ihnen ausging. Dazu trug auch seine unerschrockene, präzise Weise bei, mit Polizei und Behörden zu verhandeln. In dem angespannten Klima eine unschätzbare Kompetenz!


Ich erinnere: Am 10. Oktober 1981, also vor 36 Jahren, kamen zur ersten großen Friedensdemonstration etwa 300.000 Menschen im Bonner Hofgarten zusammen unter dem Motto: ‚Gegen die atomare Bedrohung gemeinsam vorgehen – für Abrüstung und Entspannung in Europa.‘


Redner*innen und Teilnehmende aus Frankreich, Dänemark, Norwegen, den Niederlanden, Australien, Italien, Österreich, den USA und aus der Bundesrepublik Deutschland waren angereist.


Ich habe in den letzten Tagen das erste Mal im Netz die wenigen kleinen Videos gesehen, die damals gedreht wurden. Mich hat das sehr bewegt – einmal, weil die Erinnerungen bzw. Gefühle von damals wieder hochkamen – und dann, weil die Analysen, die Botschaften, die Forderungen aktuell sind wie eh und je. Und das macht wütend.4


Ich zitiere aus der Ansprache von Volkmar Deile:




„Wir fordern die Regierungen der Mitgliedsländer der NATO auf, ihre Zustimmung zum Beschluss über die Stationierung neuer Mittelstreckenraketen zurückzuziehen. Damit soll der Weg für die Verringerung der Atomwaffen in West- und Osteuropa geöffnet werden mit dem Ziel, einen wechselseitigen umfassenden Abrüstungsprozess in Gang zu setzen. Wir treten ein für ein atomwaffenfreies Europa …“





In den folgenden vier Wochen fanden dann ja weitere Demonstrationen in Rom und Madrid, in Paris, Brüssel, London und Oslo, Kopenhagen und Amsterdam statt. Und der 10. Oktober 1981 war der Auftakt zu weiteren großen Demonstrationen 1982 und 1983, an denen sich noch viel mehr Menschen beteiligten.


Dennoch: Der Deutsche Bundestag stimmte Ende 1983 mehrheitlich der Stationierung von Pershing II und Cruise Missile zu. Und die Kirchen blieben bei ihrer Position vom Friedensdienst mit und ohne Waffen.


Erinnerst du Dich, erinnern Sie sich, die Älteren unter uns, noch, was wir damals gesungen haben? „Das weiche Wasser bricht den Stein“ wurde Ende der 1970er / Anfang der 1980er Jahre von Dieter Dehm für die Friedensbewegung geschrieben und von den Bots gesungen:




Das weiche Wasser bricht den Stein


Europa hatte zweimal Krieg,


der dritte wird der letzte sein.


Gib bloß nicht auf, gib nicht klein bei,


das weiche Wasser bricht den Stein.


Die Bombe, die kein Leben schont,


Maschinen nur und Stahlbeton.


Hat uns zu einem Lied vereint


das weiche Wasser bricht den Stein.


Es reißt die schwersten Mauern ein


und sind wir schwach und sind wir klein,


wir wollen wie das Wasser sein,


das weiche Wasser bricht den Stein.


Raketen steh‘n vor uns’rer Tür,


die soll’n zu uns’rem Schutz hier sein.


Auf solchen Schutz verzichten wir,


das weiche Wasser bricht den Stein.


Die Rüstung sitzt am Tisch der Welt,


und Kinder, die vor Hunger schrei’n,


für Waffen fließt das große Geld,


das weiche Wasser bricht den Stein.


Komm feiern wir ein Friedensfest,


und zeigen, wie sich’s leben läßt.


Mensch, Menschen können Menschen sein,


das weiche Wasser bricht den Stein.





Dass Ulrich Frey unermüdlich dazu beitrug, dass sich die zahlreichen deutschen Initiativen und Organisationen der Friedensbewegung vernetzten, haben andere gewürdigt.


So war er 1998 Gründungsmitglied und ab da in den Leitungsgremien der Plattform Zivile Konfliktbearbeitung und hat auch die kirchlichen Friedensdienste motiviert, dort mitzumachen. Aus der Perspektive der Plattform klingt das so:


„Seine Erfahrung in der Organisation von Initiativen, seine profunden friedensethischen Reflektionen und seine fundierten juristischen Kenntnisse waren nicht nur in der Gründungsphase der Plattform von großer Bedeutung. Er steuerte die Plattform auch mit ruhiger Hand durch schwierige Phasen ihrer Entwicklung und trug maßgeblich dazu bei, dass sie eine kompetente und anerkannte Stimme für den Frieden in der deutschen Zivilgesellschaft wurde.“


Und Ulrich Frey der Zeitzeuge – er analysiert, kommentiert, in kirchlichen und in fachwissenschaftlichen Publikationen bzw. in der Öffentlichkeit (s. AGDF-Papier), organisiert Seminare, hält Vorträge. Er schreibt, z.B. zum Konziliaren Prozess, nach der sog. ‚Wende‘ über die Rolle der kirchlichen Friedensbewegungen in Ost und West, kommentiert immer wieder die Friedensdenkschrift der EKD, schreibt zu Herleitung, Chance und Problematik des ökumenischen Konsenses zum ‚gerechten Frieden‘, zu Friedenslogik und Sicherheitslogik, natürlich zu Ziviler Konfliktbearbeitung … eine Fülle kluger und weiterhin hochaktueller Texte.


In einem Artikel zum Thema „Zur Elementarisierung einer Friedenslogik statt Sicherheitslogik: Gerechter Friede und menschliche Sicherheit“ schreibt Ulrich Frey im Jahre 2012 – im Blick auf die ökumenische Diskussion zum gerechten Frieden – zum Verständnis von Sicherheit und Verwundbarkeit:




„Theologisch ist die Einsicht in die Verwundbarkeit des Menschen ein wichtiger Schlüssel zur Überwindung von Gewalt und zur Annäherung an den gerechten Frieden. Mit ihr wird auch das Konzept der menschlichen Sicherheit verstehbar. Verwundbarkeit ist ebenso wie der Wunsch nach Sicherheit eine urmenschliche Eigenschaft. Verwundbarkeit kann durch menschliche Gewalt nur um den Preis der Menschlichkeit beseitigt werden. Die ökumenische Konsultation zum Thema „Frieden und menschliche Sicherheit“ 2008 in Seoul/Südkorea kam zu dem Schluss: „Die biblische Geschichte enthält eine realistische Anthropologie; sie lehrt uns unsere eigene Verwundbarkeit und die Grenzen der von Menschen gemachten Sicherheiten. Verwundbarkeit ist ein Merkmal unserer Geschöpflichkeit …“ (S. 3).





Das erinnert mich an einen Text von Dorothee Sölle:


Die religiöse dimension der sogenannten friedensbewegung


Das fenster der verwundbarkeit


So sagt ronald reagan


Um die aufrüstung zu begründen


Muß geschlossen werden


Ein fenster der verwundbarkeit


Ist meine haut


Ohne feuchtigkeit und ohne berührung


Muß ich sterben


Das fenster der verwundbarkeit


Wird zugemauert


Mein land


Kann nicht leben


Wir brauchen licht


Um denken zu können


Wir brauchen luft


Um atmen zu können


Wir brauchen ein fenster zum himmel.


(verrückt nach licht, 1984)


EIN DRITTER BLICK –


AUF DEN RUHESTÄNDLER ULRICH FREY


In seiner Selbstvorstellung steht: „Ich arbeite derzeit zu den Schwerpunkten: Friedens- und Freiwilligendienste, Versöhnungsarbeit, Friedensethik und Friedenspolitik, Europapolitik, Überwindung von Gewalt, Entwicklungszusammenarbeit theoretisch sowie durch Publikationen, Vorträge und Vorbereitung und Durchführung von öffentlichen Veranstaltungen (Seminare, Konsultationen, workshops usw.).“


Ja, der Pazifismus ist eben kein gelassenes Zusehen, sondern Arbeit, harte Arbeit, so sagt es schon Käthe Kollwitz, die vor 150 Jahren geboren wurde.


Fast meint man, das ist mehr denn je wahr in diesem Jahr 2017:


Mit Trump in den USA, den Wahlergebnissen bei uns, der atomaren Bedrohung, aktuell durch Nordkorea, den Klimawandel-Katastrophen, der Verstärkung der NATO-Präsenz an der Ostgrenze Europas, der Eskalation der Spannungen in und mit Russland, der Türkei und natürlich den Krisen und Kriegen weltweit und den Dramen in Zusammenhang mit den flüchtenden Menschen; mit Zunahme der Rüstungsexporte, der Weiterentwicklung von Todesdrohnen, Modernisierung der Nuklearbewaffnung – und Europa ist auf dem Weg der Militarisierung: Mit den Geldern für Stabilität und Frieden sollen Drittländer auch militärisch ertüchtigt werden, ein europäischer Verteidigungsfond, europäische Rüstungsforschung werden geplant …


Dazu einige aktuelle Stichworte aus Ulrich Freys Arbeitspensum:




	Mitinitiator des Aufrufes für eine neue Entspannungspolitik unter Einbeziehung Russlands;


	Mit-Vorbereiter einer EKD-Tagung im Februar 2018 zum Thema: Neue Entspannungspolitik? Die Rolle von Kirche und Politik angesichts des Russland-Ukraine Konflikts;


	Vortragender an der Universität Halle-Wittenberg zum Thema ‚Was kann zivile Konfliktbearbeitung gegen Terrorismus ausrichten?‘;


	Ulrich Frey, der Sprecher und unermüdlicher Gestalter der Ökumenische Konsultation Gerechtigkeit und Frieden (ÖKGF);


	Zusammen mit seinem Mitsprecher Michael Held, der noch vor der Veröffentlichung starb, Herausgeber der epd-Dokumentation ‚Gerechter Friede‘, eine sorgfältige und ermutigende Zusammenstellung von Texten aus der weltweiten wie der deutschen Ökumene;


	Der Mitakteur des Kirchentages auf dem Wege – in Fortsetzung des jahrzehntelangen Engagements für und auf den Kirchentagen;


	sowie Mitautor des Magdeburger Manifestes.


	Und natürlich ist Europa immer wieder Ulrichs Thema, so in der Ausarbeitung im vorigen Jahr: „Die ‚Globale Strategie‘ der Europäischen Union im Spiegel des Leitbildes vom ‚gerechten Frieden‘“.





Nochmal zurück zu Jesaja 32,17: Krieg schien zu Zeiten der hebräischen Bibel ein Grundphänomen menschlicher Existenz zu sein. Dem widersetzt sich der Gott Israels. Gerechtigkeit und Friede, Schutz für Flüchtlinge, Barmherzigkeit für Witwen und Waisen, Schalom für das Land, Schalom für die Städte – diese Herausforderungen ziehen sich durch alle biblischen Bücher.


Gerechtigkeit bedeutet in der hebräischen Bibel: Gott ergreift Partei, rückt die Verhältnisse zurecht für die, die kein Recht bekommen. Zdakah, wie es im Hebräischen heißt, beschreibt ein Verhältnis zwischen Gott und Menschen, zwischen den Menschen, zwischen den Menschen und der ganzen Schöpfung, ein Verhältnis, eine Beziehung – keine Norm.


Gerechtigkeit erfahren Menschen, Gerechtigkeit erfährt das Land und Gerechtigkeit erfahren Völker, wenn ihre Bedürfnisse bzw. notwendigen Lebensbedingungen in Bezug gesetzt und ausbalanciert werden mit denen derer, die ihre Bedürfnisse bisher auf Kosten der Benachteiligten leben.


Gerechtigkeit geschieht. Menschen erleben, dass Jesus ihre Bedürftigkeit spürt, dass er auf ihre Bedürfnisse antwortet, dass er ihre innere und äußere Not heilt. Sie werden satt, sie werden gesund, sie erleben neu Gemeinschaft mit Gott und miteinander. Sie werden neu an Seele und Leib.


„… Bis über uns ausgegossen wird der Geist aus der Höhe“ – der Geist, die Ruach, die Geistkraft Gottes, die am Beginn über der Schöpfung brütet, die Trägerin der Visionen für eine Welt ohne Sünde und Tod.




Und nochmal zurück nach Afrika: Ein Interview in der taz vom 11. Oktober 2017 (S. 23) mit drei aus Libyen geflüchteten Afrikanern. Gerechtigkeit bedeutet für sie (Zitate):





a. „Beendet endlich die kolonialistische Ausbeutung Afrikas. Die Europäer sind in Nordafrika nicht wegen der Migranten, sondern wegen der Bodenschätze. Ich möchte, dass die Führer Europas ehrlich sind und sagen: ‚Wir sind in Niger und Tschad, weil wir eure Rohstoffe kontrollieren wollen‘.“


b. „Wenn die Europäer wirklich etwas gegen Migration unternehmen wollten, wäre das sehr einfach: Gebt uns Frieden! Gebt uns echte Kontrolle über unsere eigene Ökonomie. Verkauft nicht illegal Waffen an Rebellen und Banditen!“


c. „Hört auf, Diktatoren zu unterstützen, weil sie euren Interessen dienen!“


d. „Wer nicht stirbt, muss hier in Europa auf der Straße leben. Denn sie wollen uns nicht haben. Nicht weil wir Flüchtlinge sind, sondern weil wir schwarz sind. Afrikaner!“


Ich ende mit einem Gedicht, einer Bitte für Dich und uns alle:


Bitte


Von Hilde Domin


Wir werden eingetaucht


und mit den Wassern der Sintflut gewaschen


Wir werden durchnässt


bis auf die Herzhaut


Der Wunsch nach der Landschaft


diesseits der Tränengrenze


taugt nicht


der Wunsch den Blütenfrühling zu halten


der Wunsch verschont zu bleiben


taugt nicht


Es taugt die Bitte


dass bei Sonnenaufgang die Taube


den Zweig vom Ölbaum bringe


dass die Frucht so bunt wie die Blume sei


dass noch die Blätter der Rose am Boden


eine leuchtende Krone bilden


und dass wir aus der Flut


dass wir aus der Löwengrube und dem feurigen Ofen


immer versehrter und immer heiler


stets von neuem


zu uns selbst


entlassen werden.





1 Zum 80. Geburtstag von Ulrich Frey am 3. Juni 2017 hat Antje Heider-Rottwilm (OKRin. i.R.), die Vorsitzende von Church and Peace, „die Würdigung des Jubilars mit viel Freude und Herzblut geschrieben und gehalten“. Die Autorin hat dem Abdruck Ihrer Rede, deren Duktus stark von der Anrede Ulrich Freys bestimmt war, zugestimmt. Bis auf wenige kleine Änderungen habe ich das gesprochene Wort festgehalten.


2 U. FREY, Ernstfall Frieden statt Ernstfall Krieg – die Neuentdeckung von Friedensdienst. Weshalb und wie die Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF) entstand. Erinnerung an die Gründerjahre 1968 bis 1972, S. 3.


3 U. FREY, Von der „Komplementarität“ zum „gerechten Frieden“ – Zur Entwicklung kirchlicher Friedensethik.


4 http://archiv.friedenskooperative.de/30%20Jahre%20Demonstrationhttps://www.briele.de/friedensdemo-bonner-hofgarten/https://www.youtube.com/watch?v=krONEgt2x9g





I.


FRIEDENSTHEOLOGIE,


FRIEDENSETHIK, ÖKUMENE,


KONZILIARER PROZESS






1.


„Friedenskirche werden – ankommen im


postkonstantinischen Zeitalter“5



1. Zum Verständnis der Begriffe: Das postkonstantinische Zeitalter begann, als der römische Kaiser Konstantin (um 285 bis 337) anfing, die bislang gültige heidnische römische Staatsreligion durch das Christentum zu ersetzen. Er erließ im Jahre 313 Toleranzedikte zugunsten der blutig verfolgten Minderheit der Christen, die bis dahin dem römischen Staat nicht als Beamte oder Offiziere im Heer dienen durften, weil sie den Kaiser- und Götterkult ablehnten. Die frühen Christen lebten dem himmlischen Frieden in Erwartung des baldigen Endes der Welt und der Wiederkehr Christi mit aktivem Handeln, nicht durch passives Hinnehmen aus einer Haltung der „patientia“ (deutsch: Geduld) entgegen, was dem heutigen Verständnis der grundsätzlichen Gewaltfreiheit entspricht.6 Je mehr die Christen anerkannt und zum Staatsdienst zugelassen wurden, desto intensiver mussten sie sich zwangsläufig mit ethischen Fragen im Spannungsfeld zwischen ihrem Glauben und dem Wesen des Staates, insbesondere seiner Gewaltanwendung, auseinandersetzen. Die präkonstantinische Kirche war nach heutigen Begriffen also eine grundsätzlich pazifistisch ausgerichtete Kirche.


Die Selbstbezeichnung „Friedenskirchen“ führen die Mennoniten, die Brüderkirche (Church of the Brethren) und die Gesellschaft der Freunde (Quäker) erst seit einer Zusammenkunft 1935 in Newton/Kansas (USA). Historisch hatten diese Glaubensgemeinschaften seit ihren Ursprüngen die Beteiligung der Christen am Soldaten- und Kriegsdienst verweigert. Nach den Erfahrungen des ersten Weltkrieges wollten sie die damit zusammenhängenden Probleme gemeinsam wieder aufgreifen und daran arbeiten.7 Die Mennoniten gehen von einem Gegensatz zwischen Welt und Gemeinde auf der Grundlage eines umfassenden Verständnisses von Gemeinde aus. Die Nachfolge Christi ist nur in der Gemeinde und in ihrem Leben in Verbindlichkeit und Einsatzfreude möglich.8 Zum Leib Christi gehört nur, wer seinen Glauben als Mitglied der Gemeinde lebt.


Die Volkskirche entwickelte sich nach lutherischem Verständnis aus dem mittelalterlichen corpus christianum. Es besagt, dass die weltliche Gesellschaft und die kirchliche Gemeinschaft der Christen deckungsgleich sind. Daraus folgt, dass zunächst jeder in diese Kirche hineingeboren ist, weil das Heil in Christus für jedermann gegeben ist. Die Kirche kann niemanden von vorneherein ausschließen.9


2. Die Confessio Augustana (CA) ist ein geschichtlich zu interpretierendes Dokument:


Als die CA beim Reichstag des Jahres 1530 in Augsburg Kaiser Karl V. vorgelegt wurde, war dies der im Ergebnis vergebliche Versuch zur Wiederherstellung der Einheit in der heftigen Auseinandersetzung zwischen den protestantischen Reichsständen und der damaligen römisch-katholischen Kirche in zentralen Fragen und bedeutete zugleich die Abgrenzung gegenüber dem „linken Flügel“ der Reformation, also gegenüber „Wiedertäufern“, „Schwärmern“ und anderen Gruppen. CA 16 zählt auf, was Christen im weltlichgesellschaftlichen Bereich „erlaubt“ ist. Die Verwerfungssätze grenzen den verfehlten Konsens gegen „Wiedertäufer“ und „Schwärmer“ ab. Bei der heutigen Interpretation der CA 16 sind die zeitgeschichtlich gebundenen politischen Interessen und Wertungen sowie die geschichtliche Entwicklung seither zu beachten. Der Protestantismus ist in seinen verfassten kirchlichen Strukturen nicht mehr von Landesfürsten abhängig, sondern verfassungsrechtlich als Körperschaft des öffentlichen Rechts unabhängig gestellt. Die Position der Kirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) im Verhältnis zu Staat und Gesellschaft wird in der Denkschrift der EKD „Der Staat des Grundgesetzes als Angebot und Aufgabe“10 (1985) beschrieben. Die Lehre vom gerechten Krieg, die 1530 galt, ist heute in den evangelischen Kirchen überwunden.


3. Gegenseitige Verdammungen und Lehrverurteilungen als Folge der CA sind inzwischen durch bilaterale Dialoge weitgehend aufgehoben. Allfällige Schuldbekenntnisse sind gesprochen worden


Die Aufarbeitung des z.B. den Täufern zugefügten Leides und Unrechts hat begonnen. Bilaterale Gespräche zwischen Mennoniten und Lutheranern (USA 2001 - 2004, Frankreich 1981 - 1984, Deutschland 1989 - 1992)11 haben Übereinstimmungen und Differenzen herausgearbeitet und vor allem solche Themen aufgezeigt, die fruchtbare Gespräche über künftige Kooperationen trotz bestehender Lehrdifferenzen eröffnen könnten.


4. Das Werden von Friedenskirche ist voranzutreiben in der Perspektive der Einheit von Kirche, nicht mehr der Trennung von Kirchen.


Die Einheit und damit die Überwindung der Kirchenspaltungen des 16. Jahrhunderts ist Gabe und Verpflichtung aller christlichen Kirchen. „ut unum sint“ („…auf dass sie alle eins seien, gleichwie du, Vater, in mir und ich in dir; dass auch sie in uns eins seien, damit die Welt glaube, du habest mich gesandt“, Joh 17,21, Luther-Übersetzung) ist die biblisch-ökumenische Basis dafür. Die Versuche zur Überwindung der Kirchenspaltung sind zahlreich: die Herstellung von Kirchenunionen, durch zwischenkirchliche Entscheidungen im Konsens und durch Kirchengemeinschaften, letztere unter „gegenseitiger Anerkennung“ und sichtbar gemacht in Kanzel- und Sakramentsgemeinschaft sowie im Zusammenwirken auf allen Ebenen des kirchlichen Lebens, einschließlich der Möglichkeit zum Austausch von Amtsträgern.12 Weiter noch gehen gemeinsame Erklärungen von Kirchen, wie z.B. die „Gemeinsame Erklärung zur Rechtfertigungslehre“ (GER) von Lutheranern und Katholiken (1997). Gegenwärtig wird mit der Methodik des „differenzierten Konsenses“ daran gearbeitet, die Rechtfertigungslehre als ein zentrales Element christlicher Theologie in einem multilateralen ökumenischen Dialog, also über die lutherisch-katholischen Grenzen hinaus, gemeinsam verstehen zu lernen.13


5. Die Forderung an die Kirchen, die Gestalt von Friedenskirchen anzunehmen, richtet sich an alle Kirchen der Ökumene, wobei die Merkmale und Kriterien einer „Friedenskirche“ im Einzelnen unterschiedlich ausgeprägt sein werden. Dies ist eine generelle ekklesiologische Forderung, begründet durch das Evangelium, gelesen und gelebt vor dem Hintergrund der heutigen kulturell, gesellschaftlich und wirtschaftlich globalisierten Welt, der gesamten bewohnten Erde.


Merkmale einer Friedensgemeinde14 sollten auch die einer Volkskirche als Friedenskirche sein. In diese Richtungen sind die theologischen und strukturellen Weichen der Kirchengestaltung zu stellen:


a. Die Friedenskirche ist eine bekennende Kirche.


b. Die Friedenskirche ist eine entscheidungsfähige Kirche.


c. Die Friedenskirche ist eine miteinander teilende Kirche.


d. Die Friedenskirche ist eine versöhnende Kirche.


e. Die Friedenskirche ist eine gewaltfrei dienende Kirche.


f. Die Friedenskirche ist eine charismatische Kirche in dem Sinne, dass jedem durch den Geist eine Geistesgabe oder ein bestimmter Dienst im Rahmen der Kirche gegeben ist.


g. Die Friedenskirche nimmt Widerspruch und Leiden an.


Das inhaltliche und ökumenisch akzeptierte Leitbild dafür ist das des „gerechten Friedens“, hervorgegangen aus dem gegenseitigen konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung, konkretisiert durch die Dekade zur Überwindung von Gewalt von 1989.


6. Die alte Polarisierung zwischen den so genannten historischen Friedenskirchen einerseits und den Volkskirchen andererseits führt im täglichen Leben der Kirchen und Gemeinden nicht weiter.


Alle Kirchen in Deutschland einschließlich der so genannten historischen Friedenskirchen sind denselben schwierigen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ausgesetzt, die sie nicht mehr alleine bewältigen können. Die Kirchen werden nicht mehr unkritisch akzeptiert. Sie müssen sich in unserer offenen demokratischen Gesellschaft als deren Teil immer wieder neu bewähren und die Bedeutung ihrer Botschaft unter Beweis stellen. Dazu gehört auch die Werbung um Mitglieder gegen den Trend, eine Minderheit zu werden. Verbindende Kooperation trotz unterschiedlicher Inhalte ist angesagt.


7. In das Zentrum der inhaltlichen Diskussion zum Werden von Friedenskirche gehört die Auseinandersetzung über den Pazifismus, über die Frage also, ob und wenn ja, unter welchen Bedingungen Regierungen von Staaten oder Bündnisse von Staaten mit Waffengewalt in Konflikte eingreifen und ihre Bürger zur Beteiligung daran verpflichten können.


Die Bibel führt zur Tradition der Gewaltfreiheit. Der gerechte Friede kann theologisch nur vom biblischen Ethos der Gewaltfreiheit her entwickelt werden. Der Gewaltverzicht als christliche Haltung wird getragen vom Glauben an die Durchsetzungskraft des lebendigen Gottes, der uns Menschen vom Bösen erlöst. Gottes Schalom ist den Menschen verheißen. Aus seinem Geist können wir Zeichen setzen für einen Frieden in Gerechtigkeit. Damit versuchen wir, das Ausmaß von Gewalt in dieser Welt zu begrenzen. Der gerechte Friede sieht deshalb die Spiritualität der Gewaltfreiheit untrennbar verbunden mit tatkräftiger gewaltmindernder Friedenspolitik. In diesem Sinne hat die Weltversammlung für Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung 1990 in Seoul die Grundüberzeugungen und die Bundesschlüsse formuliert: „Deshalb schließen wir den Bund ... für eine Kultur der Gewaltfreiheit als der Kraft, die zu Veränderungen und Befreiung führt.”15




Mit Bedford-Strohm16 sind vier Ansätze des Pazifismus zu unterscheiden:





a. Der unbedingte Pazifismus. Danach ist die Anwendung militärischer Gewalt dem Grunde nach ausgeschlossen, weil es unbedingt erforderlich ist und ethisch so sein soll, also eine Pflicht ist, mit Gewaltfreiheit zu reagieren. Maßgeblich sind nicht die Analyse, die Vorgeschichte und der Verlauf der Auseinandersetzung und der damit verbundenen Zielkonflikte, sondern allein die Einsicht, dass alle Schritte im Umgang mit dem Konflikt von Gewaltfreiheit geprägt sein müssen. Wer einen solchen Pazifismus vertritt, darf auf Respekt, Gesprächsbereitschaft und Schutz vor Verunglimpfung vertrauen.


b. Der argumentative Pazifismus. Er geht wie der unbedingte Pazifismus davon aus, dass es ethisch so sein soll und deshalb eine Pflicht ist, militärische Gewalt auszuschließen. Er führt im Ergebnis zur Position unbedingter Gewaltfreiheit, bezieht aber neben den biblischen Normen bewusst auch politische Analysen in die ethische Begründung der Gewaltfreiheit ein. Die politische Analyse lehrt, dass Gewalt noch nie zum Frieden geführt, sondern immer neue Gewalt gezeugt hat. Deshalb ist die biblisch begründete Gewaltfreiheit gleichzeitig eine vernünftige Entscheidung. Der argumentative Pazifismus lässt auf der Grundlage neuer historischer Erfahrungen überzeugend begründete Ausnahmen vom Verbot der Gewaltanwendung zu.


c. Der Verantwortungspazifismus. Er orientiert sich nicht an einem unbedingten Erfordernis und dem, was ethisch sein soll, also an keiner Pflicht, sondern an der Verantwortlichkeit, Frieden zu stiften. Er tritt für einen klaren Vorrang der Gewaltfreiheit ein, geht aber davon aus, dass die Gewaltfreiheit des eigenen Handelns nicht das einzige ethisch bindende Prinzip ist, z.B. in bestimmten Situationen akuter Not. Gewaltanwendung in solcher Not als Ausnahme gegen den Vorrang der Gewaltfreiheit ist danach nie gerechte Gewalt, sondern immer mit Schuld verbunden und nur in Ausnahmefällen erlaubt.


d. Der gerechtigkeitsethische Ansatz. Diese Position verleiht der Gewaltfreiheit keinen hervorgehobenen Rang. Ebenso verbindlich für diesen Ansatz sind u. a. der Schutz von Schwachen, die Würde des Menschen und der Schutz anderer vor Gewalt. Wenn zwischen diesen Prinzipien Zielkonflikte entstehen, muss eine Analyse der aktuellen Situation entscheiden, ob Gewaltanwendung zulässig oder gar geboten ist. Im Unterschied zum Verantwortungspazifismus ist mit diesem Ansatz die Anwendung von Gewalt ausdrücklich zu rechtfertigen. Diese Position kommt sehr nahe an die Lehre vom „gerechten Krieg“ heran.


Den ethischen Anforderungen eines Pazifismus im Sinne eines gerechten Friedens kann entsprochen werden: grundsätzlich (Ansatz a), argumentativ (Ansatz b) oder aus Verantwortung (Ansatz c). Gegenseitige Verurteilungen von „unbedingten“ (Ansatz a) oder „bedingten“ Pazifisten (Ansätze b und c) verlängern einen unfruchtbaren Streit. Der ethische Streit zum Problem des Umgangs mit Gewalt zwischen grundsätzlichen und nicht-grundsätzlichen Pazifisten ist wegen seines Charakters als Aporie nicht auflösbar, wohl aber unter den übergreifenden Zielen der Gewaltprävention, der Konfliktbearbeitung und der Friedenskonsolidierung im Sinne eines gerechten Friedens konstruktiv und dynamisch zu führen. Beide Positionen vertreten ethisch in sich schlüssige Lösungen zur Gewaltproblematik. Beide Positionen müssen sich in der Auseinandersetzung mit der Realität und ihren jeweiligen theologischen und gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen bewähren. Beide arbeiten friedenspolitisch darauf hin, der Vorbeugung von Gewalt den Vorrang einzuräumen, und müssen die Folgen ihres Handelns oder Nichthandelns bedenken. Es wäre unklug und gegen den pazifistischen Grundansatz, jemanden wegen seiner Position zu diskriminieren, weil alle auf ihre Weise zu einer gewaltfreien Lösung beitragen können und deshalb ein Zusammenwirken geboten ist. Eine wichtige kirchliche Aufgabe ist es, die Gewissensfreiheit zu schützen und die Gewissen zu schärfen.


8. Konsequenzen für den künftigen Umgang mit CA 16:


Es ist davon auszugehen, dass die CA eine protestantische Bekenntnisschrift bleibt. Hilfreich für das Zusammenleben von Kirchen und Konfessionen sowie des Zusammenwirkens von Gläubigen aller Kirchen beim Stiften von Frieden wäre eine nach heutigem Stand verbindlich vereinbarte Interpretation der CA 16 sowie eine Korrektur der falschen Wiedergabe der Lehrverdammung im Evangelischen Gesangbuch („Hiermit werden die verdammt, die lehren, dass das oben Angezeigte unchristlich sei“). Diese Fassung verdammt nicht nur wie die ursprüngliche Version bestimmte reformatorische Gruppen (Wiedertäufer und andere), die z.B. den Kriegs- und Soldatendienst verweigerten, sondern alle Christenmenschen, die sich weigern „rechtmäßig Kriege (zu) führen“, erweitert also den Kreis der Verdammten in alle Konfessionen hinein um diejenigen, die das „Kriege führen“ verweigern.





5 Referat beim Studientag der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerung und Frieden (EAK) zu Artikel 16 der Confessio Augustana am 12. November 2005. Unveröffentlichtes Manuskript.


6 Thomas GERHARDS (Hrsg.), Pazifismus und Kriegsdienstverweigerung in der frühen Kirche. Eine Quellensammlung, 6. Auflage, 1991, verlegt vom Versöhnungsbund, S. 10.


7 Marlin E. MILLER, Das Evangelium und die Gewalt, in: Arnoldshainer Protokolle 8/81, Friedensauftrag und Friedensgestalt der Kirche. Die Herausforderung der Volkskirche durch die historischen Friedenskirchen (Pazifisten), S. 39.


8 Dieter Götz LICHA, Theologische Anmerkungen zum lutherisch-mennonitischen Dialog, Referat bei der Mitgliederversammlung der AMG in Neuwied am 4.6.1993, in: Arbeitsgemeinschaft Mennonitischer Gemeinden (Hrsg.), Stimmen zum lutherischmennonitischen Dialog, Hamburg, ohne Jahr, S. 53.


9 Ebd.


10 EVANGELISCHE KIRCHE IN DEUTSCHLAND – Kirchenamt (Hrsg.), Der Staat des Grundgesetzes als Angebot und Aufgabe. Eine Denkschrift der Evangelischen Kirche in Deutschland, 4. Auflage, Gütersloh, 1990.


11 Vgl. Reader der EAK zum Studientag mit einzelnen Dokumenten.


12 Wolfgang A. BIENERT (Hrsg.), Einheit als Aufgabe und Verpflichtung. Eine Studie des Deutschen Ökumenischen Studienausschusses (DÖSTA) zu Johannes 17 Vers 21, Lembeck/Bonifatius, 2002.


13 Dazu hat der Deutsche Ökumenische Studienausschusses (DÖSTA) der 217. Mitgliederversammlung der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland (ACK) am 19./20.10.2005 den vorläufigen Entwurf einer Studie zur Rechtfertigungslehre unter dem Titel „Von Gott angenommen – in Christus verwandelt. Die Rechtfertigungslehre im multilateralen ökumenischen Dialog“ vorgelegt. Die Methodik des „differenzierten Konsenses“ wurde in der „Gemeinsamen Erklärung zur Rechtfertigungslehre“ (GER), Ziffern 15 – 17, entwickelt und besagt, dass zwischen dem Grund und Ausdruck des Glaubens bzw. zwischen der geschichtlich bedingten Gestalt der Lehre und ihrem theologischen Gehalt zu unterscheiden ist. Dieser Methodik liegt die Überzeugung zugrunde, dass die Einheit des Glaubens nur als eine Vielfalt erfahrbar gemacht werden kann, in der den verbleibenden Unterschieden zwischen den Konfessionen und Traditionen keine kirchentrennende Kraft mehr zukommt.


14 Vgl. für die Mennoniten Marlin E. MILLER, Die Gestalt der Friedenskirche – die Friedensgestalt der Kirche, in: Arnoldshainer Protokolle 8/81, Friedensauftrag und Friedensgestalt der Kirche. Die Herausforderung der Volkskirche durch die historischen Friedenskirchen (Pazifisten), S. 21 ff.


15 KIRCHENAMT DER EKD (Hrsg.), Ergebnistexte der Weltversammlung für Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung, Seoul 5.-12.3.1990, in: EKD Texte 33, 1990, S. 29.


16 Heinrich BEDFORD-STROHM, Gottes Versöhnung und militärische Gewalt. Zur Friedensethik nach dem Kosovo-Krieg, in: Rudolf Weth (Hrsg.), Das Kreuz Jesu – Gewalt, Opfer, Sühne, Neukirchen-Vluyn, 2001, S. 211 f; vgl. auch: Fernando ENNS, Militärisches Eingreifen als „ultima ratio“? – Plädoyer für einen vernünftigen christlichen Pazifismus, in: Amt für Mission, Ökumene und kirchliche Weltverantwortung (MÖWe) und der Ev. Akademie/Referat Frieden im Institut für Kirche und Gesellschaft der Evangelischen Kirche von Westfalen (Hrsg.), Frieden denken, Frieden machen. Kriege haben keine Chancen, Teil 2: Urteilen, 2005, S. 56 ff.





2.


30 Jahre Friedensdekaden in Deutschland –


Versuch einer Bewertung17



Die 30. Ökumenische Friedensdekade unter dem Motto „Es ist Krieg. Entrüstet euch!“ vom 7.-17. November 2010 thematisiert eine der deutschen Urängste, den Krieg, und die immer noch aktuelle weltweite Forderung nach Abrüstung. Schon die ersten landesweiten Friedenswochen in der DDR und der alten Bundesrepublik im Jahre 1980 standen unter dem Motto „Frieden schaffen ohne Waffen“. Was haben 30 Jahre Friedensdekade gebracht? Im Folgenden soll eine Bewertung versucht werden.


Die Friedensdekade hat sich als ein ökumenisches Netzwerk für Friedensarbeit etabliert, erst in den beiden deutschen Teilstaaten, ab 1993 im vereinigten Deutschland. Die Friedensdekaden (zu Anfang „Friedenswochen“) bündeln über die Jahre Glaubensüberzeugungen, Erfahrungen und Kooperation mehrerer Kirchen und einer Vielzahl von Initiativen und Gruppen. „Erfinder“ der Friedenswochen war der Interkirchliche Friedensrat in den Niederlanden (IKV), gegründet 1967 von neun niederländischen Kirchen als Folge einer aus Basisgruppen der Gemeinden erwachsenen Friedensbewegung. Er sollte die Fragen von Krieg und Frieden in den örtlichen Kirchengemeinden behandeln, u.a. durch jährliche Friedenswochen. 1977 ging der IKV mit der radikalen Forderung „Die Kernwaffen sollen aus der Welt verschwinden – zuallererst aus den Niederlanden“ in die kirchliche und politische Öffentlichkeit, um Einfluss auf die Parlamentswahlen 1980 zu nehmen.18 Die Idee griff in veränderter Form auf Deutschland über. In Westdeutschland organisierte schon im Jahre 1972 die nicht kirchlich angebundene Aktionsgemeinschaft Friedenswoche Minden, Mitglied der Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF), die erste lokale bundesdeutsche Friedenswoche. Ihr Konsens war in Anlehnung an die damals aufkommende kritische Friedensforschung das Motto „Friede durch soziale Gerechtigkeit und gewaltfreie Konfliktlösung“. Es folgten Friedenswochen in lokalen Bündnissen in Berlin, Tübingen, Ulm, Waldkirchen, Dortmund und Hannover. Merkmale dieser lokalen Aktionen war ein breites Verständnis von Frieden im Sinne eines Prozesses zur Verminderung von Not, Gewalt, Unfreiheit und Angst, ein jährlicher Veranstaltungsturnus, ein sich politisch verstehender Trägerkreis unabhängig von Parteien und einer Ausrichtung an lokalen und regionalen Themen. Die Aktion Sühnezeichen Friedensdienste (ASF) und die anderen Mitglieder der AGDF riefen dann 1980 beim „Festival der Friedensdienste“ in Beienrode bei Helmstedt zur 1. bundesweiten Friedenswoche auf:19 Der Kreis der aufrufenden Organisationen erweiterte sich mit der gesellschaftlichen Akzeptanz der Friedensdekaden später u.a. um Pax Christi, die großen konfessionellen Jugendverbände (Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend, Bund der Deutschen Katholischen Jugend) und Fachorganisationen wie Pro Asyl. Den Aufruf zur 11. Friedensdekade 1990 unterzeichneten erstmals auch die Aktion Sühnezeichen in der DDR und INKOTA. Das war der erste gesamtdeutsche Aufruf dieser Art.


In die DDR kam die Friedenswoche ebenfalls aus den Niederlanden – auf dem Umweg über den Ökumenischen Jugendrat in Europa (EYCE). Dessen Vollversammlung 1979 empfahl, nach dem niederländischen Vorbild Friedenswochen zu veranstalten. Die Jugendpfarrer in der DDR nahmen die Anregung für kirchliche Aktionen in der DDR am Buß- und Bettag auf. Harald Bretschneider, sächsischer Landesjugendpfarrer, führte als Motivation an: „Buße als Bekenntnis eigener Schuld infolge menschlicher Vermessenheit, staatsbürgerlicher Ängstlichkeit und politischer Desinteressiertheit. Buße als Besinnung auf Gottes Möglichkeiten trotz menschlicher Unmöglichkeiten und als Bemühung um Umkehr.“20Aus einer ursprünglich zeitlich befristeten Aktion entwickelte sich in der DDR die jährliche Friedensdekade, die das Leben der Jugendgruppen, der Gemeinden und der dortigen Ökumene in der DDR auf Dauer stark prägte. Die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Jugend (AGCJ) und die Kommission für Kirchliche Jugendarbeit (KKJ) des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR erarbeiteten das Material zu den Friedensdekaden, das vom Sekretariat des Bundes herausgegeben wurde. Inhaltlich leitete das Studienreferat zu Friedensfragen beim Bund der Evangelischen Kirchen die Meinungsbildung in den protestantischen Kirchen der DDR an.


Von 1981 bis 1993 wurden die Friedenswochen bzw. Friedensdekaden in Ostdeutschland überwiegend zu anderen Themen als in Westdeutschland durchgeführt. 21 Die DDR-Dekade bezog sich auf innerkirchliche Themen, die Themen in der Bundesrepublik waren politisch akzentuiert (z.B. out of area-Einsätze der Bundeswehr, Rüstungsexporte).22 Seit 1993 ist das Gesprächsforum Ökumenische Friedensdekade der Träger der jährlichen Aktionszeit zwischen dem drittletzten Sonntag des Kirchenjahres und dem Buß- und Bettag. Es setzt sich zusammen aus der Trägergruppe „Ökumenische Dekade Frieden in Gerechtigkeit“ und der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK), die wiederum 1992 aus den protestantischen Kirchen in Ost- und Westdeutschland zusammengeführt worden war. Das Gesprächsforum vereint Vertreter und Vertreterinnen von Kirchen und Friedensdiensten, Initiativen und Gruppen. Die Friedensdekade hat die deutsche Vereinigung ohne Schäden für ihre Akteure bewältigt. Nach Struktur und inhaltlicher Fokussierung ist die Friedensdekade heute anderen ökumenischen Netzwerken vergleichbar, wie z.B. solchen gegen den Rassismus und denen für Gerechtigkeit.


Die Friedensdekaden in der DDR und in der Bundesrepublik haben davon profitiert, dass jede eigenverantwortlich nach den eigenen Rahmenbedingungen handelte, dass aber unter schwierigen politischen Verhältnissen auch Begegnungen und Austausch stattfanden.23 Die Kirchen in der DDR wollten in dem atheistischen Staat DDR eine „eigenständige Friedensarbeit“ „als Zeugnis und Dienst für den Frieden“24 betreiben. Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED) beanspruchte monopolartig die alleinige Definitionsmacht zu Frieden und Abrüstung und hätte die kirchliche Friedensinitiative gerne vereinnahmt. Die SED warf den evangelischen Kirchen in der DDR vor, mit ihren pazifistischen Vorstellungen die DDR zu destabilisieren.25 Den Kern des Widerstandes der DDR-Kirchen benannte die „Handreichung für die Seelsorge an Wehrpflichtigen“ der Konferenz der evangelischen Kirchenleitungen (1965). Danach waren der waffenlose Dienst der Bausoldaten und die Totalverweigerung nicht nur eine „mögliche christliche Handlungsweise“, so die 8. Heidelberger These (1959), sondern „ein deutlicheres Zeugnis des gegenwärtigen Friedensgebotes unseres Herrn. Aus ihrem Tun redet die Freiheit des Christen von den politischen Zwängen. Es bezeugt den wirklichen und wirksamen Friedensbund Gottes mitten unter uns.“26 Eine gesellschaftlich mobilisierende Presse- und Öffentlichkeitsarbeit wie im „Westen“ war in der DDR nicht möglich. Das Symbol der Abrüstung „Schwerter zu Pflugscharen“, noch heute das Logo der Friedensdekade, entlehnten die Initiatoren Jesaja 2,4 und Micha 4.3. Eine Kopie der Skulptur dazu von Jewgeni Wutschetitsch hatte Chrustschow den Vereinten Nationen zur Aufstellung vor dem Gebäude in New York geschenkt. So nahm die Friedensdekade in der DDR mit einem biblischen Symbol ihre Regierung und die Sowjetunion politisch-listig beim Wort. Die 200.000 Lesezeichen und Aufnäher mit dem das Schwert umarbeitenden Schmied darauf, bis 1982 auf Vliesstoff gedruckt, brachten der „DDR-Staatsmacht und deren Pädagogen wie Polizisten ein schier unlösbares Problem“ und vielen ihrer Träger Nachteile und Verfolgung. Nur auf Textilien durfte in der DDR ohne Erlaubnis des Staates gedruckt werden. Der Staat schloss die Lücke in der Gesetzgebung, indem er die Aufnäher verbot. Die Staatssicherheit sah die DDR durch die Friedensdekaden bedroht. So formulierte die Dresdner Staatssicherheit 1987 folgenden Auftrag bezüglich des Friedenskreises „Weißer Hirsch“: „vorbeugende Verhinderung feindlich-negativer Aktivitäten des Friedenskreises in der Öffentlichkeit“, „Maßnahmen der Verunsicherung, der Desorientierung und der Zersetzung des Friedenskreises“ sowie „Erarbeitung solcher Informationen, die offiziellen Charakter tragen und geeignet sind, innerkirchliche Auseinandersetzungen hervorzurufen bzw. zu fördern.“27 Die Vision „Schwerter zu Pflugscharen“ „schaffte letztlich geistig-seelische Voraussetzungen für die gewaltlosen Demonstrationen und die unblutige politische Wende 1989.“28 Das Papier der Theologischen Studienabteilung „Grundfragen eines politischen Wirksamwerdens von christlichem Friedensdienst“, das die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen 1982 für die Gemeinden und kirchlichen Gruppen veröffentlichte, gab Auskunft darüber, wie die DDR-Kirchen den Transfer ihrer friedensethischen und politischen Einsichten in den Bereich politischen Handelns verstanden. Darin wird auch die konstruktive Rolle von Pazifismus deutlich gemacht.29


In der Bundesrepublik hatte sich die Friedensdekade in der offenen Konkurrenzgesellschaft und in den verfassten Kirchen bei dem Versuch zu bewähren, die Friedensarbeit vom Rande in das Zentrum des Engagements der Kirchen und der Politik zu rücken. Die Friedensdekaden trugen dank ihrer Akzeptanz in der Gesellschaft (Kirchen, Gemeinden, Initiativen und Gruppen) maßgeblich dazu bei, die Infrastruktur der bundesdeutschen Friedensbewegung und der Friedensarbeit der Kirchen aufzubauen. Die Landeskirchen begannen, die Friedensarbeit der Friedensdienste durch Kollekten zu unterstützen. Mitarbeiter der Initiativen „wanderten“ in den Dienst der verfassten Kirchen „ein“. Das war die Voraussetzung für die Mobilisierung zu den großen Friedensdemonstrationen, beginnend mit der in Bonn am 10. Oktober 1981, und zur Kampagne „Nein ohne jedes Ja zu den Massenvernichtungswaffen“ beim Kirchentag 1983 in Hannover mit den violetten Tüchern. Friedensethisch und friedenspolitisch kooperierten die Gruppen der westlichen Friedensdekade weitgehend mit der in der DDR, insbesondere zum Verständnis der „Gemeinsamen Sicherheit“ und der Ablehnung der Abschreckung. Die Friedensdekade im Westen stellte sich gegen die Position der EKD. Diese konstatierte 1982: „Die Kirche muss auch heute, 22 Jahre nach den ‚Heidelberger Thesen’ die Beteiligung an dem Versuch, einen Frieden in Freiheit zu sichern, weiterhin als eine für Christen noch mögliche Handlungsweise anerkennen.“30 (In der DDR war schon 1965 von dem „deutlicheren Zeugnis“ die Rede.) Nachdem die Nachrüstung der neuen Raketen vollzogen war, geriet der konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung ab 1986 in den Mittelpunkt der Aufrufe und Materialien. Thematisch gefördert wurden auch die Dekade zur Überwindung von Gewalt und das spätere Leitbild des gerechten Friedens.


Fazit: Die Friedenswochen bzw. Friedensdekaden haben in der DDR, in der alten Bundesrepublik und im vereinigten Deutschland inhaltlich zur Profilierung von christlicher Friedensethik und christlich beeinflusster Friedenspolitik sowie zur Mobilisierung großer Teile der Bevölkerung dafür beigetragen.





17 https://www.infag.de/seiten/doku.php/startseite_10_friedensdekade?s[]=frey&s[]=30&s[]=jahre&s[]=friedensdekade (Zugriff 23.04.2021), 2010.


18 Peter SCHÜTTKE, Der Interkirchliche Friedensrat, in: Aktion Sühnezeichen Friedensdienste, Aktionshandbuch Frieden schaffen ohne Waffen, Aktion Sühnezeichen Friedensdienste, 1989, S. 81 ff.


19 Einzelheiten bei Gabriele KAMMERER, Aktion Sühnezeichen Friedensdienste. Aber man kann es einfach tun, Lamuv, 2008, S. 158.


20 Fritz DORGERLOH, Die Entwicklung der Friedensdekade in der DDR 1980-1990 und Harald Bretschneider, Schwerter zu Pflugscharen – Wie es begann, beide in: Uwe Koch (Hrsg.), 20 Jahre Friedensdekade, 2001, S. 16 ff., S. 53 ff.


21 Themen der Friedensdekade siehe: www.friedensdekade.de


22 Ulrich FREY, Die Ökumenische Friedensdekade in den 90er Jahren, in: Uwe Koch (Hrsg.), 20 Jahre Friedensdekade, 2001, S. 34 ff.


23 Zur Selbständigkeit der Friedensarbeit in der DDR vergleiche auch Volkmar DEILE, Friedensaktivitäten in der DDR, in: Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste (Hrsg.), Keine neuen Atomwaffen in der Bundesrepublik, Aktionshandbuch 3 zur bundesweiten Friedenswoche „Frieden schaffen ohne Waffen“, Berlin, 1982, S. 54 ff.


24 Joachim GARSTECKI, Die Friedensarbeit der Kirchen in der DDR als Wegbereiterin der friedlichen Revolution“, www.friedensdekade.de, 2009.


25 Exkurs: Bis zum Frühjahr 1964 verweigerten 1500 wehrpflichtige junge Männer den Waffendienst in der Nationalen Volksarmee (NVA) aus Gewissensgründen. Die Kirchen lehnten den obligatorischen Wehrunterricht (1978) ab. Die Synode des DDR-Kirchenbundes formulierte 1982 die „Absage an Geist und Logik der Abschreckung“ als „unvereinbar mit dem Ziel wirklicher Sicherheit vor der Bedrohung mit Massenvernichtungsmitteln“. Das Konzept der „Gemeinsamen Sicherheit“ aus dem Bericht der „Unabhängigen Kommission für Abrüstung und Sicherheit“ (Palme-Bericht, 1982) wurde in der DDR offiziell totgeschwiegen. Joachim GARSTECKI, Die Friedensarbeit der Kirchen in der DDR als Wegbereiterin der friedlichen Revolution“, www.friedensdekade.de, 2009, S. 10.


26 Joachim GARSTECKI, Die Friedensarbeit der Kirchen in der DDR als Wegbereiterin der friedlichen Revolution“, http://www.gesellschaft-zeitgeschichte.de/stasi/friedensdekade/friedensarbeit-der-kirchen/?lang=218, www.friedensdekade.de, 2009, S. 5.


27 Annemarie MÜLLER, Die unabhängige Friedensbewegung der DDR und die Friedensdekade – ein Beispielbericht, in: Uwe Koch (Hrsg.), 20 Jahre Friedensdekade, 2001, S. 73 ff.


28 Harald BRETSCHNEIDER, Schwerter zu Pflugscharen – Wie es begann, in: Uwe Koch (Hrsg.), 20 Jahre Friedensdekade, 2001, S. 53 ff; Reinhard HÖPPNER, Wunder muss man ausprobieren. Der Weg zur deutschen Einheit, Aufbau-Verlag, 2009, S. 31 ff.


29 „Der Pazifismus macht die Differenz zwischen Wirklichkeit und Möglichkeit, zwischen Kriegsverhütung und Friedensgestaltung bewußt. Er erinnert daran, daß militärische Strategien ohne eine langfristige politische Idee keinen Beitrag für eine wirklich dauerhafte Friedensordnung leisten können. Für das Friedenshandeln der Kirchen folgt daraus, die instrumentelle Rationalität der gegenwärtigen Sicherheitsstrategien durch ein Friedenszeugnis zu transzendieren, in dem die Erkenntnis des Glaubens der Erkenntnis des politisch Vernünftigen zu Hilfe kommt – in der Hoffnung, daß eben dadurch einer besseren Friedenspolitik der Weg bereitet werden kann.“ (BUND DER EVANGELISCHEN KIRCHEN IN DER DDR, „Pazifismus“ in der aktuellen Friedensdiskussion, in: Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste, Christen im Streit um den Frieden, Beiträge zu einer neuen Friedensethik. Positionen und Dokumente, Dreisam Verlag, 1982, S. 214 ff., S. 225.


30 KIRCHENKANZLEI DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND (Hrsg.), Frieden wahren, fördern und erneuern. Eine Denkschrift der Evangelischen Kirche in Deutschland, Gütersloh, 1982, S. 58. Diese Position gab die EKD in ihrer Denkschrift „Aus Gottes Frieden leben – für gerechten Frieden sorgen“ auf, Gütersloh, 2007, S. 103. „Es bleibt allerdings umstritten, welche politischen und strategischen Folgerungen aus dieser gemeinsam getragenen friedensethischen Einsicht zu ziehen sind.“





3.


Bericht: Internationale Ökumenische


Friedenskonvokation (IÖFK) vom


18.-25. Mai 2011 in Kingston/Jamaika31



1. DER ÖKUMENISCHE RAT DER KIRCHEN (ÖRK), DIE DEKADE ZUR ÜBERWINDUNG VON GEWALT UND DIE IÖFK


Die Ökumenische Dekade zur Überwindung von Gewalt der Jahre 2001 bis 2010, ausgerufen von der VIII. Vollversammlung des ÖRK 1998 in Harare, wurde mit der Internationalen Ökumenischen Friedenskonvokation (IÖFK) vom 18.-25.5.2011 in Kingston/Jamaika formell abgeschlossen. Die theologische Messlatte der IÖFK war das „Ersuchen“ der IX. Vollversammlung in Porto Alegre 2006 an den Zentralausschuss, „die Möglichkeit eines Studienprozesses zu erwägen, der alle Mitgliedskirchen und ökumenischen Organisationen für die Ausarbeitung einer umfassenden ökumenischen Erklärung zum Frieden mobilisiert, welche fest in einer klar formulierten Theologie wurzelt.“ Die Erklärung sollte sich u.a. mit folgenden Themen befassen: „gerechter Friede, Schutzpflicht, Rolle und Rechtsstatus nichtstaatlicher Kombattanten, Wertekonflikt (z.B. territoriale Integrität und Unantastbarkeit des menschlichen Lebens). Sie sollte zum Abschluss der Dekade zur Überwindung von Gewalt 2010 angenommen werden.“32 Statt einer „Erklärung“ veröffentlichte der ÖRK den „Ökumenischen Aufruf für einen gerechten Frieden“33 und ein erläuterndes Begleitbuch, entstanden in einem langen Diskussionsprozess einer Autorengruppe unter der Moderation von Konrad Raiser. Vorausgegangen war ein erster Entwurf, geschrieben von einer anderen Autorengruppe unter der Moderation von Geiko Müller-Fahrenholz. Der Aufruf ist die Grundlage der IÖFK. Pfr. Dr. Olav Fykse Tveit, Generalsekretär des ÖRK seit 2009, gab im Handbuch des ÖRK für die IÖFK als deren Aufgabe für „eine neue und vielversprechende Phase auf der ökumenischen Reise zum Frieden“ vor, „das Konzept des ‚gerechten Friedens’ sowie seine ethischen und theologischen Aspekte weiter zu entwickeln, indem wir das Konzept in verschiedenen Arbeitsbereichen anwenden und die Netzwerke und Partnerschaften stärken, die heute für die ökumenische Friedens- und Anwaltschaftsarbeit notwendig sind.“34 Die Planung und Vorbereitung der IÖFK durch den ÖRK vollzog sich unter Schwierigkeiten, verursacht durch Personalwechsel und Personalabbau im Stab des ÖRK und durch den Wechsel vom Generalsekretär Rev. Sam Kobia zum neuen norwegischen Generalsekretär Olav Fykse Tveit.


2. INHALTE UND PROGRAMM DES


GEISTLICHEN UND PRAKTISCHEN VERNETZUNGSTREFFENS


Die Konvokation hatte den Charakter eines geistlichen und praktischen Vernetzungstreffens zum Leitbild des gerechten Friedens. Beschlossen hat sie nichts, insbesondere kein ökumenisches Dokument. Die vierseitige Botschaft35, die am Ende durch Akklamation angenommen wurde, sowie – entscheidend – das künftige Engagement der Teilnehmenden und ihrer Heimatkirchen sind aber zusammen mit dem Aufruf der Fundus zur Weiterarbeit des ÖRK auf dem Weg zur X. Vollversammlung des ÖRK 2013 in Busan/Korea unter dem Motto „Gott des Lebens, weise uns den Weg zu Gerechtigkeit und Frieden“. Die ca. 1000 Teilnehmenden aus ca. 100 Ländern36, die theologisch und praktisch auf allen kirchlichen Ebenen (Gemeinden, Verantwortliche in Kirchenämtern und Kirchenleitende, Initiativen für Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfung) und auch außerhalb an Fragen des gerechten Friedens arbeiten, hatten alle den gleichen Status. Den Reichtum an Erfahrungen aus so verschiedenen Teilen des ganzen Erdkreises konnte niemand durch engagierte Begegnungen und Gespräche über konfessionelle, kulturelle und Ländergrenzen hinweg ausschöpfen. Wieder einmal erwies sich trotzdem, dass die Ökumene von Offenheit und Auseinandersetzung auf der Grundlage der biblischen Schriften lebt! Die geistliche „Arbeit“ ereignete sich in kleinen Gruppen bei fruchtbaren Bibelarbeiten37 und im Plenum bei lebendigen Gottesdiensten zu Beginn, jeweils am Morgen und mittags, am 22. Mai (Sonntag) und zum Abschluss auf dem weitläufigen Campus der University of the Westindies (UWI). Tropische Temperaturen und eine hohe Luftfeuchtigkeit strengten körperlich an. Die vier Themenbereiche der IÖFK: Friede in der Gemeinschaft, Friede mit der Erde, Friede in der Wirtschaft, Friede zwischen den Völkern wurden vertiefend in Plenarveranstaltungen, in 163 Workshops, von den Teilnehmenden zu ihren konkreten Beiträgen vorbereitet, und in Seminaren verhandelt. Einen unmittelbaren Eindruck von der bedrückenden sozialen und politischen Realität Jamaikas38 jenseits der touristischen Ziele konnten die Teilnehmenden in örtlichen Projekten gewinnen, die sich außerordentlich um die Eindämmung von Gewalt bemühen.


3. JAMAIKA: LAND, MENSCHEN UND KIRCHEN


MITTEN IN GEWALT UND KRIMINALITÄT


Der Rat der Kirchen der Karibik und der Rat der Kirchen Jamaikas waren die aufopferungsvollen und großzügigen Gastgeber des ÖRK, der zum ersten Mal eine größere Veranstaltung in der Karibik abhielt. Die Teilnehmenden wohnten und aßen in Dörfern der Studierenden, die wie das gesamte Geländer der UWI mit Stacheldraht gesichert sind. Die UWI liegt am Rande der Blue Mountains auf dem Gelände der ehemaligen Zuckerplantage Mona, wo früher Sklaven afrikanischer Herkunft ausgebeutet wurden. Ein Gedenkstein und Reste eines Aquäduktes zur Zuckerrohrmühle erinnern daran. Im zweiten Weltkrieg lebten Evakuierte aus dem britischen Gibraltar und in Nordafrika gefangene Soldaten auf dem Gelände. Kingston/ Jamaika war schon 1997 wegen seines weltweit hohen Pegels an Gewalt eine der ausgewählten Städte im Vorläufer-Programm „Peace to the City“ zur Dekade zur Überwindung von Gewalt. Bruce Golding, der Premierminister von Jamaika, betonte in seiner Eröffnungsansprache die Rolle von Staat und Kirchen bei der ethischen Entwicklung von heutigen Gesellschaften, insbesondere in dem von Verbrechen und Gewalt gezeichneten jamaikanischen Kontext. Golding forderte die Kirchen ausdrücklich auf, sich politisch einzumischen. In den Tagen der Versammlung brannten im Stadtteil Tivoli Kerzen zur Erinnerung an die Unruhen im Mai 2010 um den „strong man“ Christopher „Dudus“ Coke, den die USA als einen der weltweit gefährlichsten Drogen- und Waffenhändler ansehen, der aber bei der Bevölkerung hohes Ansehen genießt, weil er à la Robin Hood Kinder unterstützte, Nahrungsmittel für Arme besorgte und Streit schlichtete. Die großen Probleme durch Gewalt von Straßengangs waren auch Gegenstand eines Musicals „Streetlight“ der internationalen Künstlergruppe Gen Rosso, das während der Konvokation mit Jugendlichen aus Slums aufgeführt wurde.


4. WORUM GING ES?


WESENTLICHE THEMEN UND ERGEBNISSE DER IÖFK


Der zentralen Herausforderung, also zusammen mit anderen das Leitbild eines gerechten Friedens in den vier Dimensionen zu verstehen und Möglichkeiten der Realisierung zu beraten, näherten sich die Teilnehmenden je nach kirchlichem, nach Lebens- und Erfahrungshintergrund sehr unterschiedlich an: mehr oder weniger spirituell betont, persönlich, gesellschaftlich oder auch politisch akzentuiert. Den daraus entstehenden Schwierigkeiten bei der Planung des Ablaufs und der Methodik wurde die Konvokation nicht immer gerecht. Die Bildung eines möglichen Konsenses litt an mangelnder Transparenz. Das offenbarte sich am deutlichsten bei der Abfassung und der Annahme der Botschaft. Weil die Autorengruppe nicht ausreichend über den Gang der Diskussion informiert war, musste die erste Version der Botschaft binnen kürzester Zeit durch mindestens 60 Korrekturwünsche überarbeitet werden. Die zweite Version nahmen die Teilnehmenden dann mit stehendem Applaus an.


Friede in der Gemeinschaft


Themen waren in den persönlichen Gesprächen, öffentlichen Aussagen und in den Diskussionen der Workshops die Klagen von Einzelnen, aber auch die tapferen, von Kirchen und Gemeinschaften gemeinsam getragenen Widerstände gegen Menschenrechtsverletzungen, täglichen Rassismus, Kastenwesen, Ungerechtigkeit im Verhältnis der Geschlechter, Missbrauch von Sexualität, wirtschaftliche Ausbeutung, Beugung von Gewissen durch Militarismus, und vieles Bedrückendes mehr. Martin Luther King III, der älteste Sohn von Martin Luther King Jr., kritisierte die fortbestehende Diskriminierung und Missachtung der Menschenrechte: „Trotz großer Fortschritte ist der Sonntagsgottesdienst morgens um 11 Uhr immer noch die Stunde mit der größten Segregation am ganzen Tag.“ Der perspektivische Fokus zum Frieden in der menschlichen Gemeinschaft war die Friedenserziehung.


Zusammenfassend heißt es in der Botschaft von Kingston: „Die Kirchen müssen gemeinsam ihre Stimme erheben, um unsere christlichen Brüder und Schwestern sowie alle Menschen, die aus Gründen religiöser Intoleranz diskriminiert und verfolgt werden, zu schützen. Friedenserziehung muss künftig eine zentrale Rolle in den Lehrplänen aller Schulen, Seminare und Universitäten bekommen. Wir erkennen die friedensstiftende Fähigkeit junger Menschen an und rufen die Kirchen auf, Netzwerke von Diensten des gerechten Friedens zu entwickeln und zu stärken. Die Kirche ist aufgerufen, öffentlich für ihre Anliegen einzutreten und der Wahrheit über die engen Mauern der Kirche hinaus Gehör zu verschaffen.“ Das bedeutet für uns z.B. konkret die Bekämpfung von Kinderarbeit bei der Produktion von Natursteinen, die für unsere Friedhöfe bearbeitet werden und die Unterstützung von Kriegsdienstverweigerern nicht nur aus Eritrea und Ägypten.


Friede mit der Erde


„Klimagerechtigkeit“ ist das bei uns gebräuchliche Leitwort für das, was wir beschönigend als „Klimawandel“ beschreiben. In Kingston war die Sorge um das Überleben der Menschheit fassbar: Die ca. 11.000 Einwohner von Tuvalu, des viertkleinsten Staates der Welt auf der 26 Quadratkilometer großen polynesischen Insel im Stillen Ozean zwischen Hawaii und Australien, werden wohl als erste ihr Staatsgebiet als Umweltflüchtlinge verlassen müssen. Ihr Land wird vom Meer überspült, ihr Grundwasser durch Versalzung unbrauchbar. Die Menschen sind von Regenwasser abhängig. „Unsere Gewalt gegen die Erde ist auch Gewalt gegen Menschen“ sagte der Projektmanager der Kirche von Schottland, der die Idee weltweiter „Öko-Gemeinden“ vorstellte.


Die Botschaft bringt die Meinung der Versammlung auf den Punkt: „Die Umweltkrise ist eine zutiefst ethische und spirituelle Krise der Menschheit. Wir erkennen an, dass die Menschen der Erde mit ihrem Verhalten Schaden zugefügt haben, und bekräftigen unser Bekenntnis zur Bewahrung der Schöpfung und zu dem Lebensstil, den uns dies abverlangt. Unsere Sorge um die Erde und unsere Sorge um die Menschheit gehören zusammen. Natürliche Ressourcen und gemeinsame Güter der Menschheit wie Wasser müssen gerecht und nachhaltig miteinander geteilt werden. Gemeinsam mit der globalen Zivilgesellschaft appellieren wir an Regierungen, all unsere wirtschaftlichen Aktivitäten radikal umzustrukturieren, mit dem Ziel, eine ökologisch nachhaltige Wirtschaft auf den Weg zu bringen. … Die ökologische Schuld der Industrieländer, die für den Klimawandel verantwortlich sind, muss bei den Verhandlungen über die Anteile bei den CO2-Emissionen und die Pläne für die Anpassungskosten berücksichtigt werden. Die Nuklearkatastrophe von Fukushima hat einmal mehr bewiesen, dass wir nicht länger auf Atomstrom als Energiequelle zählen dürfen.“


Aus Deutschland war u.a. das Klima-Memorandum des „Plädoyers für eine ökumenische Zukunft“ in der Diskussion. Wird es einen ökumenischen „Noah-Fonds“ auf einem siebenjährigen „Sabbatweg“ geben? Sollten wir nach den Berechnungen der Technischen Hochschule Zürich unseren persönlichen „ökologischen Fußabdruck“ auf den Ausstoß von 1 Tonne CO2 pro Kopf und Jahr beschränken, um die Erderwärmung bei 2 Grad zu halten? Wie steht es mit der Zustimmung von Gemeinden zum Projekt des „Grünen Hahns“?


Friede in der Wirtschaft


Die Auseinandersetzung um den rechten Weg für eine „Wirtschaft im Dienst des Lebens“ – gegen die strukturelle Gewalt von ökonomischer Ausbeutung – war in der Plenarveranstaltung, in den vertiefenden Seminaren und den Workshops einer der heißen Diskussionspunkte. Erzbischof Mokiwa (Tansania) schilderte den konstruktiven und sehr konkreten Kampf seiner Kirche mit einer ausbeutenden Minengesellschaft. Dann wurde es im Plenum grundsätzlich: Die Kirchen müssen sich „entfernen von Märkten, die als ‚Imperium‘ beschrieben werden.“ (Omega Bula, United Church of Canada) Oder: „Die Kirchen können sich nicht mit Wirtschaftsfragen befassen, wenn sie Komplizen dieses Systems sind.“ (Emmanuel Clapsis, orthodoxer Theologe, USA). Damit war die Position des Reformierten Weltbundes aufgerufen, der 2004 in Accra beschlossen hatte: „Als Wahrheits- und Gerechtigkeitssuchende, die sich die Sichtweise der Machtlosen und Leidenden zu Eigen machen, sehen wir, dass die gegenwärtige Welt-(Un)-Ordnung auf einem außerordentlich komplexen und unmoralischen Wirtschaftssystem beruht, dass von einem Imperium verteidigt wird.“


Die Autoren der Botschaft folgten dieser Linie nicht. Sie notierten als Ergebnis: „In der globalen Wirtschaft gibt es viele Beispiele für strukturelle Gewalt, die nicht durch den direkten Einsatz von Waffen oder physischer Gewalt charakterisiert ist, sondern durch die passive Hinnahme weit verbreiteter Armut, von Handelsverzerrungen und fehlender Gleichberechtigung zwischen Angehörigen verschiedener Gesellschaftsklassen und zwischen Ländern. Im Gegensatz zum ungebremsten Wachstum – der Vision des neoliberalen Systems – entfaltet die Bibel eine Vision von einem Leben in Fülle, ungeachtet von geographischer Region, Lebensumfeld, Geschlechtszugehörigkeit, sexueller Orientierung, Alter, Leistungsfähigkeit, Rasse, ethnischer Zugehörigkeit oder Religion. Die Kirchen müssen lernen, effizienter für die vollständige Umsetzung von wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten als Grundlage für ‚eine Wirtschaft im Dienst des Lebens‘ einzutreten. … Wir ermutigen die Kirchen, gemeinsame Strategien, die auf eine Reform der Wirtschaft ausgerichtet sind, zu beschließen. Die Kirchen müssen wirksamer der unverantwortlichen Konzentration von Macht und Reichtum sowie der Geißel der Korruption entgegentreten. Zu den Schritten auf dem Weg zu gerechten und verantwortlichen Volkswirtschaften gehören effizientere Regeln für den Finanzmarkt, die Einführung von Steuern auf Finanztransaktionen und gerechte Handelsbeziehungen.“ Insgesamt brachte die Debatte in Kingston keinen Konsens auf dem Weg des processus confessionis zu einer Wirtschaft im Dienst des Lebens. Sie wiederholte alte Kontroversen.


Friede zwischen den Völkern


Das Leitbild des gerechten Friedens wurde von der Versammlung, die sich zum großen Teil pazifistisch orientiert artikulierte, gebilligt. Die Botschaft reflektiert dies: „Die Geschichte führt uns, insbesondere im Zeugnis der historischen Friedenskirchen, vor Augen, dass Gewalt gegen den Willen Gottes ist und keine Konflikte lösen kann. Aus diesem Grund gehen wir über die Lehre vom gerechten Krieg hinaus und bekennen uns zum gerechten Frieden. Voraussetzung dafür ist, dass Konzepte nationaler Sicherheit, die sich exklusiv auf die eigene Nation konzentrieren, zugunsten der Sicherheit für alle überwunden werden. Dazu gehört, dass Tag für Tag daran gearbeitet werden muss, Ursachen von Gewalt vorzubeugen, das heißt, sie zu vermeiden. Viele praktische Aspekte des Konzepts des gerechten Friedens erfordern Diskussion, Urteilsfindung und weitere Ausarbeitung. Wir ringen weiter um die Frage, wie unschuldige Menschen vor Ungerechtigkeit, Krieg und Gewalt geschützt werden können. In diesem Zusammenhang stellen wir uns tiefgreifende Fragen zum Konzept der ‚Schutzverantwortung‘ und zu dessen möglichem Missbrauch. Wir rufen den ÖRK und seine Partnerorganisationen dringend auf, ihre Haltung in dieser Frage weiter zu klären. Wir treten für vollständige nukleare Abrüstung und die Kontrolle der Weiterverbreitung von Kleinwaffen ein. …“


Bestätigt werden diese Aussagen im „Ökumenischen Aufruf für einen gerechten Frieden“, der unter der Moderation von Konrad Raiser entstanden ist: „23. Während wir die völkerrechtlich begründete Autorität der Vereinten Nationen anerkennen, auf Gefährdungen des Weltfriedens im Geist und nach dem Wortlaut der Charta der Vereinten Nationen zu reagieren, einschließlich der Anwendung militärischer Gewalt innerhalb der Grenzen des Völkerrechts, fühlen wir uns als Christen und Christinnen verpflichtet, darüber hinaus zu gehen – und jede theologische oder andere Rechtfertigung des Einsatzes militärischer Gewalt in Frage zu stellen und die Berufung auf das Konzept eines ‚gerechten Krieges‘ und dessen übliche Anwendung als obsolet zu erachten.“39 Damit ist die inhaltliche Linie des ÖRK im Hinblick auf die X. Vollversammlung in Busan/Südkorea 2013 vorgezeichnet. Die ökumenische Diskussion seit der VII. Vollversammlung in Canberra (1991) erscheint insofern abgeschlossen.


Viele Debatten gingen um die Frage, was Pazifismus unter dem Leitbild des gerechten Friedens bedeutet und unter welchen Voraussetzungen eine völkerrechtliche „Schutzpflicht“ mit militärischen Mitteln durchgesetzt werden dürfe. Was bedeutet es, den Krieg „ächten“ zu wollen? Die Libyen-Frage stand noch nicht auf dem offiziellen Programm, war aber Gegenstand der Diskussion zu Schutzpflicht, obwohl die Militärintervention dort gar kein Fall der Schutzpflicht ist. Margot Käßmann sagte in ihrer Eröffnungsansprache, „dass Gewalt nicht nur eine von vielen ethischen Fragen ist, über die wir diskutieren müssen. Wir sprechen über ekklesiologische Fragen, über das Sein, das ‚esse‘ der Kirche. In einer Welt voller Gewalt haben die Kirchen nach all ihren Versäumnissen in der Vergangenheit endlich zu erklären: Es gibt keinen Weg zum Frieden, denn der Frieden ist der Weg. Stecke dein Schwert wieder an seinen Ort …“40 Der zweite Weltkrieg, von Nazi-Deutschland ausgelöst, war wiederholt Anlass von Stellungnahmen zum gerechten Krieg. Canon Paul Oestreicher, anglikanischer Pfarrer und Domkapitular der Kathedrale von Coventry, dessen Vater mit seiner Familie 1939 aus Deutschland emigrieren musste, war die prominenteste Stimme der historischen Friedenskirchen bei der Konvokation. Er meinte, Hitler hätte durch gewaltfreien Widerstand gestürzt werden können. Oestreicher warb für die tatsächliche Abschaffung des Krieges und, eingedenk der Realität, für einen „gerechteren“ als einen „gerechten“ Frieden. Pastor Kjell Magne Bondevik, früherer norwegischer Ministerpräsident, verteidigte die Lehre vom gerechten Krieg, indem er den bewaffneten Kampf der Norweger gegen die deutschen Besatzer als „gerechten Krieg“ bezeichnete. Das Ökumenische Begleitprogramm Palästina – Israel (EAPPI) fand breite Beachtung. Auch andere Friedensdienste, z. B. Eirene, und Kriegsdienstverweigerer und Unterstützer/innen waren im Gespräch präsent.


5. WAS STEHT ZUR VORBEREITUNG AUF DIE


X. VOLLVERSAMMLUNG DES ÖRK IN BUSAN 2013 AN?


Fernando Enns, Mennonit aus Deutschland, der die Dekade zur Überwindung von Gewalt 1989 in Harare beantragt hatte und der den für die Inhalte verantwortlichen Vorbereitungsausschuss des ÖRK für die Konvokation leitete, sagte in seinem Schlusswort, die Arbeit der IÖFK beginne erst jetzt richtig. Er lenkte die Aufmerksamkeit auf den Ökumenischen Aufruf zum gerechten Frieden, der das Referenzpapier für die Arbeit des ÖRK und seiner Mitgliedskirchen auf dem Weg nach Busan 2013 ist. „Sie und ich, wir werden uns gegenseitig Rechenschaft abverlangen. Die Kirche nimmt den Aufruf zum gerechten Frieden an oder aber sie ist nicht die Kirche.“


Das wichtigste Ergebnis der IÖFK war die Akzeptanz des Leitbildes vom gerechten Frieden in den wesentlichen Kirchen des ÖRK. Nicht nur mein Eindruck war, dass der ÖRK und seine Mitgliedskirchen zur Stärkung der Ökumene die vorhandenen Ansätze nunmehr theologisch, gesellschaftlich und auch politisch nach innen und außen auf dieser Grundlage präziser verdeutlichen sollte, auch im Rahmen von Advocacy-Arbeit z.B. zur Verteidigung von Menschenrechten, insbesondere von Frauen, in Sachen Klima, für eine alternative Wirtschaftspolitik und für eine nicht militärisch gestützte Sicherheitspolitik sowie gegen Rüstungsexporte, um nur einige Möglichkeiten anzuführen. Zu kritisieren ist die starke binnenkirchliche Ausrichtung der Konvokation. Nicht nur Heinrich Bedford-Strohm, der designierte bayerische Landesbischof, fordert eine stärkere politische Positionierung der Kirchen zu aktuellen Problemen in der Welt. „Ich wünsche mir eine Weltkirche, die nicht nur gute Beispiele gibt oder Grundsätze zum Ausdruck bringt, sondern die auch einwirkt auf die politische Gestaltung.“ „Die Stimme des Weltkirchenrates ist zu wenig hörbar“ resümierte auch Margot Käßmann.41 Das Presseecho auf die Konvokation war in der Tat relativ mager. Der Ökumenische Aufruf für einen gerechten Frieden, der bei der IÖFK selbst nicht ausreichend gewürdigt worden ist, bleibt bis zur Vollversammlung 2013 in Busan und dort selbst sowohl für den ÖRK als auch für die Mitgliedskirchen eine Basis friedenspolitischer Initiativen. Das Leitbild des gerechten Friedens, das in den vier Dimensionen der IÖFK anfangsweise wohl in den Kirchen, aber kaum in der breiteren Gesellschaft und in der Politik rezipiert und damit nicht ausreichend anschlussfähig ist, sollte auch in Deutschland in konkreten Bezügen positioniert werden, z.B. in der Friedensethik und der Außen-, Verteidigungs- und Sicherheitspolitik im Anschluss an den Aktionsplan Zivile Krisenprävention.42





31 In: Ökumenische Rundschau 4/2011, S. 515 ff.


32 Klaus WILKENS (Hrsg.), In deiner Gnade, Gott, verwandle die Welt. Porto Alegre 2006. Neunte Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen, Lembeck, 2007, S. 343.


33 Konrad RAISER, Ulrich SCHMITTHENNER (Hrsg.), Gerechter Friede, Ein Aufruf zum Gerechten Frieden. Begleitdokument des Ökumenischen Rates der Kirchen, LIT-Verlag, 2. Auflage 2013.
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35 http://www.gewaltueberwinden.org/de/materialien/oerk-materialien/dokumente/praesentationen-ansprachen/ioefk-botschaft.html (Zugriff 5.4.2021).


36 Davon 108 aus EKD (49), Landeskirchen, Initiativen und Gruppen, bei gleichzeitiger Förderung der Kosten von Teilnehmenden aus Süd-Kirchen. Auch Pax Christi und Iustitia et Pax waren von katholischer Seite aus Deutschland vertreten.


37 Bibelarbeiten zu 2. Samuel 13, 1-22; Jesaja 11, 6-9; Matthäus 20, 1-16; Epheser 2,11-22; 2. Könige 6, 8-23.


38 Jamaika: drittgrößte Antillen-Insel, 2,75 Mio. Einwohner, davon ca. 660.000 in Kingston; Landflucht und Migration nach Großbritannien und USA; 91 % der Bevölkerung stammen von afrikanischen Sklaven ab, die die Kolonialmacht Großbritannien hierher gebracht hatte. 11 % Arbeitslose. Eine der höchsten Kriminalitätsraten der Welt (Drogenhandel, Schutzgelderpressung, Korruption, bewaffnete Banden nicht nur in den Slums). Im Mai 2010 wollten jamaikanische Sicherheitskräfte Christopher „Dudus“ Coke auf Wunsch der USA zwecks Auslieferung verhaften. Die Bevölkerung in seinem Stadtteil Tivoli widersetzte sich. Premierminister Bruce Golding verhängte den Ausnahmezustand: Es gab tagelange Straßenkämpfe zwischen Sicherheitskräften und den Anhängern von Dudus. Mindestens 73 Menschen starben. Schließlich wurde er verhaftet und an die USA ausgeliefert, wo ihm lebenslange Haft droht.
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40 Margot KÄßMANN, Friede sei mit Euch!, in: Konrad Raiser, Ulrich Schmitthenner (Hrsg.), Gerechter Friede, Ein Aufruf zum Gerechten Frieden. Begleitdokument des Ökumenischen Rates der Kirchen, LIT-Verlag, 2. Auflage 2013, S. 240.


41 Margot KÄßMANN, ebenda.


42 Politische Parteien (CDU, SPD, B90/Grüne) haben Vorlagen zur Auseinandersetzung geliefert.





4.


Unterwegs mit der Dekade


zur Überwindung von Gewalt43



Die „Dekade zur Überwindung von Gewalt“ („Decade to overcome violence“) wurde für die Jahre 2001 bis 2010 von der VIII. Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK) im Dezember 1998 in Harare auf Initiative des deutschen Mennoniten Fernando Enns ausgerufen. Die Dekade hat die Gewalt erneut in den Mittelpunkt theologischer und praktischer Arbeit gestellt. Das terroristische Attentat vom 11.9.2001 in den USA und der Irakkrieg ab dem 20.3.2003 betonten die Dringlichkeit der Dekade, verengten aber die Inhalte. Zur Realisierung plante der ÖRK zwei Abschnitte mit mehreren Phasen: die Jahre 2001 bis 2005 mit dem Höhepunkt der IX. Vollversammlung (2006 in Porto Alegre) und die Jahre 2006 bis 2010 mit dem Abschluss der Dekade (2011 in Kingston/Jamaika). Der folgende Beitrag erläutert, wie die Dekade im deutschen Teil der Ökumene aufgegriffen wurde, welche wichtigen Stationen es gab und welche Themen sich als besonders bedeutsam erwiesen haben. Ein Fazit und Hinweise auf Perspektiven schließen den Text ab.
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